April 1990 


Prozeßinfo 6/7 


ine Mark 
zum Prozeß gegen THOMAS KILPPER eine 


zum Prozeß gegen LUITI HORNST EIN 


AW” WERDEN IMMER OFFENSICHTLICHER, 
-RURTEILUNGSWILLEN DER 
D 


IRTEI 
T DR! 


NEYOSemuesapung, 


on 
alle 


I 


< 
ET dar 


S IRRA x 
EZ TE eS 
SZL N SSS 
EAEAN Oo So 
S RE os 


ES GIBT KEINE 


KO 
»KÄMPFENDE EINHEIT LUITI MUSS RAUS ! 
KIEFERNSTRASSE « 
WIEDERAUFNAHMEVERFAHREN 
FÜR ANDREA: CHRIS "RICO 


~ PROZESSTERMINE 
N x i HOM 


l G 
THOM; S OLG Düsseldort, Tannenstraße MMENLEGUN = I 
Es as ZUSA DURCHSETZEN ! 
a en rtung = PROZESSTERMINE GEGEN $ 129a 
Do.17. 5. Urteil Stuttgart Stammheim Sr Rechtshilfekonto 
Mi 8.5. 715.5. „Da. 12 5. ~ Di. 22. 5.729, 3 . rt: DIE FÜNF oder BE all 
N Da sich immer maj "was ändern kann, lieber vorher in tongan 0 W128 Be A Br misant a d 007 4706 


Wir sind beim Arbeiten an diesem Info selbst von der Ent- 
wicklung im Prozeß überrascht worden. Da gab es erst den 
rechtlichen Hinweis, daß Thomas auch wegen Unterstützung 
verurteilt werden kann, und jetzt stehen schon die Termine 
für die Plädoyers und das Urteil fest: 


Plädoyer der BAW: 26.4.90 

Plädoyer der Verteidigung: 3.5.90 
Schlußerklärung von Thomas: 10.5.90 
Urteil: 17.5.90 


Wir waren gerade dabei eine Zusammenfassung der Beweis- 
aufnahme zu machen — also, wovon ist die Anklage ausge- 
gangen und was steht jetzt nach Wochen der Beweisaufnahme 

? 


Das ist auch gleichzeitig ein Stück Resumee. Jetzt ist es noch- 
mal sehr wichtig an den letzten Verhandlungstagen zahlreich 
zu kommen und wo es nur geht, das Verfahren zu themati- 
sieren. Auch ein Urteil wegen Unterstützung und wie es be- 
gründet werden wird, hat Bedeutung dafür, unter welchen Be- 
dingungen hier die Auseinandersetzung um die Perspektive 
von Widerstand laufen kann. 

Und es soll weitergehen damit, den Vorstößen des Staats- 
schutzes etwas entgegenzusetzen und die gemachten Erfahrun- 
gen weiterzuverarbeiten. 3 

Das was an Tommis Verfahren an Bezügen und Diskussio- 
nen in Gang gekommen ist, muß weiter entwickelt werden. 


Am 8. Mai 1990 beginnt das Verfahren gegen Luiti 
Hornstein, und damit sind wir auch mit dem Anfang der Kette 
von Verfahren DüsseldorferInnen wieder konfrontiert 
und diesmal auc gewappnet. 

Hier in diesem Info ist erstmal nur ein Aufruf abgedruckt, 
der auffordert von Anfang an dem Verfahren volle Aufmerk- 


Vorwort 


samkeit zu widmen, die Diskussion zu suchen und sich zu ver- 
halten. 


Diesmal haben wir auch einen Diskussionsbeitrag bekom- 
men, wo für die Auseinandersetzung darüber der 2./3. Juni 
1990 an t ist. 

Er geht auf das ein, was längs des Verfahrens gegen Thomas 
immer noch eine Schwäche war. 

Es geht in den Auseinandersetzungen um das Verfahren, um 
die Bekämpfung von Widerstand und wie sie das aufziehen. 

Was aber ist Inhalt, Praxis — Bestimmung — Perspektive 
von Widerstand? 

Das Diskussionspapier will dazu beitragen, da mal weiter zu 
kommen. í ; 

INHALT: 


Resumeé des Verfahrensverlaufs: 
Der Taschenfund 
Die Diskussion mit den Niederlanden 
Die Kriminalisierung des Hungerstreiks 1989 
Erklärung von Thomas Kilpper 
Zur Auseinandersetzung um die Observationsberichte 
Offener Brief von Christian Geissler an Thomas 
Aufruf zu dem Prozeß gegen Luiti Hornstein 


Diskussionspapier: Ein Volk, das andere unterdrückt, kann 
selbst nicht frei sein 


Der Prozeß geht zu Ende 


Wir wollen an dieser Stelle die wichtigsten Abläufe im 
Prozeß zusammenfassen. Jetzt am Ende des Prozesses finden 
wir es wichtig sich mal anzugucken, was nach diesen Monaten 
des Prozesses dasteht: immer noch nichts! 

An der Dürftigkeit der Anklage hat sich nichts verändert. 
Im Cornil Da wurden Behauptungen aufgestellt, deren 
Hinterfragen ist an keiner Stelle wirklich beantwortet 
worden. 

So wurde deutlich: 

Da ist Thomas — seit Jahren in politischen Zusammen- 
hängen aktiv, dem Staatsschutz unter anderem bekannt durch 
Prozeßbesuche, Anti-NATO-Demo in Krefeld 1983, er ist en 
befreundet mit den anderen 4 Gefangenen aus Düsseldorf, and 
so ein weiterer Genosse aus dem Zusammenhang derer, die 
hier in Düsseldorf seit Anfang der 80er Jahre eigenständi 
Widerstand organisiert haben und seit einigen Jahren für den 
ws einer gemeinsamen Front mit der Guerilla gekämpft 


n. 

Und da ist die Absicht von staatlicher Seite, diese Diskussion 
und Praxis von Organisierung revolutionären Widerstands zu 
unterbinden, zu brechen. 

Da werden verschiedene Diskussionspapiere, Notizen usw. 
gefunden, da gibts die vom Staatschutz geschaffenen so- 
gan ichtsbekannten Tatsachen aus den vorheri 

rozessen er ja diese sogenannte Kämpfende Einhei 
Kiefernstraße erst geschaffen wurde) und für den Staatsschutz 
fügt sich das alles in ein Bild zusammen; da lässt sich ja was 
daraus machen. 

Diese Absicht, d.h. das Ziel Thomas zu verurteilen steht da 


von Anfang an und durch den Prozeß soll sie zu geltendem 
Recht gemacht werden. So sollen Diskussionsprozesse, und 
vor allem solche, die sich der Kontrolle durch de Bullen ent- 
ziehen, kriminalisiert werden. Lebensumstände werden be- 
weislastig im Sinne der Anklage. Doch wird dies mit keinem 
Wort erwähnt, der politische Charakter wird völlig rausge- 
kickt, so will es jedenfalls der Senat. So fragt sich mensch als 
ProzeßbesucherIn immer wieder, was soll was wollen die 
damit, und gleichzeitig kommt das Gefühl: Da läuft eine bil- 
lige Schmierenkomödie. Würde es dabei nicht um 5 bis 10 
Jahre Knast gehen, wäre nicht klar, hier stehen Kampf um 
menschliches Leben, politische Gedanken und Entwicklungen 
zur Verurteilung, so wirkte das ganze einfach lächerlich. Diese 
knallharte Realität wird an jedem der nachfolgenden Artikel 
deutlich. 

Aus denen wird auch klar, warum der Senat so sehr bemüht 
ist, dieses Verfahren ohne größeres Aufsehen in Ruhe durch- 
ziehen zu können. An den Punkten, wo es dieses Aufsehen 
und Öffentlichkeit gab — wie bei dem Versuch der Kriminali- 
sierung des Hungerstreiks 1989 oder bei den Observations- 
berichten — macht der Senat einen Rückzieher, bzw. versucht 
es. So sollte dieses Verfahren aus der Summe der Anklage- 
punkte die Kriterien über Mitgliedschaft in der RAF ergeben, 
eben ohne den Vorwurf einer konkreten Tat. Doch diese 
Summe besteht aus Luftblasen. Was da steht ist ihr Wille, 
Thomas als unseren Genossen für Jahre in die Isolationslöcher 
zu stecken und sich darüber gleichzeitig eine leichtere Hand- 
habe für die Kriminalisierung von Wi zu schaffen. 

Dieser offensichtlichen Tatsache die Spitze zu nehmen war 


wohl das Ziel des rechtlichen Hinweises: 

Vor der Osterpause hat der vorsitzende Richter Krantz den 
rechtlichen Hinweis gegeben, daß Thomas auch wegen 
Unterstützung einer terroristischen Vereinigung verurteilt 
werden könnte; Unterstützung wegen Beteiligung an Diskus- 
sions- und Entscheidungsprozessen um den Aufbau einer anti- 
imperialistischen Front und Bestimmung einer nächsten 
Offensive. 

Im Klartext heißt das, sie lassen sich die Möglichkeit offen, 
Thomas wegen Unterstützung, nicht wegen Mitgliedschaft zu 
verurteilen. Das ist erst mal gut. Die Mitgliedschaftsanklage 
bedeutet 10 Jahre Knast, wobei für Unterstützung ein Straf- 
rahmen von 6 Monaten bis 5 Jahre besteht. 

Bei Uli Wintherhalter hat so die schrittweise Zurücknahme 
der Anklage bis hin zur Einstellung des 129a-Verfahren begon- 
nen. Im Prozeß gegen Ingrid Strobl gab es nach einiger Zeit 
einen ähnlichen Hinweis, sie ist dann allerdings wegen Unter- 
stützung der RZ zur Höchststrafe von 5 Jahren verurteilt 
worden. 

Im Verfahren gegen Thomas sieht es so aus, als wolle der 
Senat retten was zu retten ist. 

Wir sehen es auch als einen Erfolg der Zähigkeit der 
Anwälte. Sie haben nicht locker gelassen und sind den Wider- 
sprüchen im Verfahren nachgegangen, die das Gericht weg- 
bügeln wollte. Und so ist der Plan, das ganze möglichst schnell 
über die Bühne zu kriegen nicht aufgegangen. 


Ein wichtiges Indiz, worauf sich die Anklage gegen Thomas 
stützt, ist eine Anfang 1988 gefundene Segeltuchtasche (siehe 
vorherige Prozeßinfos). 

Es geschah an einem Januartag 1988 als zwei Frauen aus 
einem Wohnheim auf der Düsseldorfer Ulmenstr. telefonieren 
wollten. Dort wollen sie in der Telefonzelle eine Segeltuch- 
tasche gefunden haben. Sie nahmen sie mit nach Hause, fanden 
in der Tasche Geld und kauften sich Chips und Cola. Ein 
„Erzieher“von ihnen sah das und wußte, daß sich die beiden 
Frauen, das eigentlich gar nicht leisten konnten. Also 
entdeckte er die Tasche, durchwühlte sie und fand unter 
anderen Utensilien einen Juniorpaß der Deutschen Bundes- 
bahn. Als „pädagogische Maßnahme“ forderte er die beiden 
Frauen auf, die Tasche bei den Bullen abzugeben und die raus- 
genommenen DM 100 wieder reinzutun. Also ließ er ihnen 
einen Tag Bedenkzeit und ging mit ihnen zur nächsten Bullen- 
wache, um die Tasche als Fundsache abzugeben. Nach seinen 
Angaben befand sich in der Tasche eine Fensterglasbrille, 
Perücke, Bekleidungssachen und der Juniorpaß. Sich ohne die 
Bullen mit dem Besitzer des Juniorpasses in Verbindung zu 
setzen, auf diese Idee kam er nicht. Also gaben sie die Tasche 
ab, ohne die besagten DM 100. Der Bulle, der die Tasche ent- 
gegennahm schaute rein und stellte sie dann in einen Fund- 
sachenraum. Auch er, sowie ein zweiter Bulle haben keine 
Papiere gesehen, die später noch eine Rolle spielen sollen. 
Auch wurden nur Bekleidung, Brille, Perücke und der Junior- 
paß asserviert. In dem Fundsachenraum stand die Tasche dann 
mindestens drei Tage, der Raum war für alle diensthabenden 
Bullen zugänglich, ca. 150 Stück, ohne Aufsicht. Am Tag nach 
der Abgabe der Tasche stellte der Cheferzieher des Heimes 
Strafanzeige wegen Fundunterschlagung (die fehlenden DM 
100). Daher kam die Tasche zur Kripo Nord, die nach Feststel- 
lung des Namens im Juniorpaß die Tasche zum 14.Kommis- 
sariat, der Staatsschutzabteilung weiterleitete. Im KK-Nord 
kann sich zum ersten Mal ein Bulle an die Papiere erinnern, 
notiert wurde ihre Existens nirgends. Der Bulle Weimar vom 

14.K will dann die 18 Seiten „linksextremistischer“ Papiere, 
_ die in der Tasche gewesen sein sollen, sogar gelesen haben. 
Doch auch in seinem Inhaltsverzeichnis der Tasche gibt es 
keine 18 Seiten. Doch er will diese nebulösen Seiten einem 
„zufällig“ anwesenden BKA-Bullen in die Hand gedrückt 


Und es ist ein Ergebnis unserer Arbeit am und mit dem 
Prozeß, daß er nicht völlig außerhalb der Öffentlichkeit ge- 
laufen ist. Auch wenn wir noch wenige sind, die aktiv was da- 
gegen machen. Aber viele wissen Bescheid. Gerade über das 
Info und Veranstaltungen in anderen Städten. Es laufen Aus- 
einandersetzungen über diesen und anderen Prozesse, auch 
über unseren engen Rahmen hinaus. Es wird klar, es ist nicht 
nur unser Düsseldorfer Problem, sondern jede selbstständige 
und selbstbewußte politische Organisierung ist mit dem 
Staatsschutzapparat konfrontiert. 

Doch gleichzeitig bedeutet selbst dieses Zurückweichen in 
dem Verfahren die Kriminalisierung der Diskussion, hier 
kann 5 Jahre Knast dafür rauskommen, Auseinandersetzungen 
zu führen. 

Davon ist jeder Tag zuviel — Thomas muß raus! 

Zudem ist im Laufe des Verfahrens klar geworden, daß 
weiterhin gegen unbekannte „Mitglieder einer Kämpfenden 
Einheit Düsseldorf“ ermittelt wird — darum auch weiter 
unsere Forderung: Keine Nachfolgeverfahren und 
-verhaftungen! 


Im folgenden gehen wir auf die wichtigsten Punkte der 
Anklage und des Prozessverlaufs ein. Wir machen das hier 
auch deshalb so ausführlich, weil wir so einen Teil der Er- 
fahrungen aus dieser konkreten Arbeit am Prozeß vermitteln 
können. 


Der Taschenfund 


haben, um sie zum BKA nach Wiesbaden zu bringen. Dort 
wurden dann diese Seiten gleich mehrmals asserviert. D.h. es 
gab nur eine Asservierung, aber zwei Bullen wollen sie un- 
abhängig voneinander gemacht haben. Gelöst wurde dieses 
Problem durch einen Meineid. Jetzt war es nur noch einer. 

Und siehe da, diese 18 Seiten sind „interne Diskussions- 
papiere der Kämpfenden Einheiten“. Nachdem Tommi sie 
zunächst als letzter gelesen haben soll, soll er sie nun sogar ver- 
fasst haben. So schön, so gut. 

Das einzige Problem ist nur, daß niemand, der nicht unmit- 
telbar beteiligt war, sagen kann, was war in der Tasche als sie 
gefunden wurde, ist vielleicht etwas dazugekommen? Das Er- 
innerungsvermögen bzw. die Asservierung der 18 Seiten poli- 
tischen Inhalts lassen zumindest die Vermutung zu, daß die 
Papiere später dazugekommen sein könnten oder die Bullen so 
doof sind, wie es kaum noch möglich sein kann. 

Aber davon mal abgesehen. Nehmen wir mal an, die Tasche 
ist tatsächlich mit allem Inhalt so gefunden worden und 
Tommi hat sie verloren. 


Was „beweist“ denn der Inhalt? Es waren also Brille, 
Perücke, Bekleidung drin. Ja und? Wenn Mensch wie Tommi 
seit Anfang der 80er Jahre immer wieder Observationen aus- 
gesetzt war, ist es nur zu verständlich, wenn er überlegt mit 
Verkleidungsutensilien die Bullen abzuhängen. Deshalb ist er 
noch lange kein Mitglied oder Unterstützer der RAF, Jede/r 
der/die schon einmal einer Observation ausgesetzt war, weiß 
wie nervig das sein kann, nie einen Schritt ungesehen tun zu 
können. Und als der, der observiert wird, weißte auch nicht 
konkret, warum läuft das jetzt? Da willst du auch keine 
andren Menschen gefährden mit denen du in Kontakt bist, die 
dann auch so einen Rattenschwanz drangehängt kriegen. 
Bullen abhängen ist nur legitim, ja das brauchen wir auch, 
wenn wir mal unsere Ruhe vor ihnen haben wollen. 


Gut, dann war da noch der gefälschte Juniorpaß. Thomas 
war nun mal zu alt, um einen eigenen Juniorpaß kriegen zu 
können, mit dem er dann hätte billiger fahren können. Klar, 
Beförderungserschleichung, aber wenn alle, die in dieser Re- 
publik mit gefälschten Bahnkarten rumfahren, Mitglieder 
oder Unterstützer der RAF sind, dann wäre die RAF vermut- 


licht eine Massenorganisation. 


Die 18 Seiten Diskussionspapier. 

Diese sollen Bestandteil geworden sein, in der im März 1988 
erschienenen Zeitung »Zusammen Kämpfen«. Darin geht es 
um die Organisierung von Widerstand und die dafür notwen- 
digen subjektiven und praktischen Elemente und die poli- 
tische Bestimmung. Daraus machen die Bullen interne Papiere 
von Kämpfenden Einheiten. Zeigt nicht vielmehr die uralte 
politische Zensur in diesem System, wie schnell aus einem 
Diskussionspapier, einem Flugblatt, eine „terroristische Tat“ 
wird? Klar ist der Inhalt dieser 18 Seiten dem System nicht 
genehm, aber wer will denn vorschreiben, worüber diskutiert 
wird, woran überlegt wird? 


Und sehen doch alle „Indizien“ in diesem Verfahren aus. Er 
soll Baupläne vom LKA Düsseldorf zu Haus gehabt haben. Ja 


` und, wer würde die denn wegwerfen? Aber daraus einen Plan 


für einen Sprengstoffplan zu machen ist schon mehr als ab- 
surd. Inzwischen ist es so, daß als die Anwälte eine Begutach- 
tung beantragten bezüglich des Gebrauchswertes dieser Pläne, 
wurde der Antrag abgewiesen. Die Begründung dafür war, daß 
es der Senat als „wahr unterstellt“, daß die Pläne keinen 


haben. 


Genauso sieht es auch mit dem Blankoführerscheinen aus. 


Die einzige Kritik, die Tommi zu machen wäre, ist, daß aus 
seiner Kenntnis der politischen Verfolgung von Widerstand 
hier in der BRD und der gegen ihn laufenden Observationen 
er trotzdem diese Sachen zu Hause aufbewahrt hat. Denn für 
den Staatsschutz ist das natürlich ein gefundenes Fressen und 
vereinfacht ihre Konstruktionsgebäude. Aber diese Kritik dis- 
kutieren wir untereinander. 


Die Diskussion 


mit den Niederlanden 


Die politische Auseinandersetzung zwischen Menschen in 
den verschiedenen europäischen Ländern ist schon lange 
Gegenstand von Staatsschutzaktivitäten. 

Besonders die Diskussion, welche zwischen Menschen und 
Gruppen stattfindet, die die bestehenden Ordnung und Rea- 
litäten in Frage stellen, Widerstand in den jeweiligen Ländern 
gegen Projekte und Zustände leisten wollen. Die Aktivitäten 
zum Schutz der jeweiligen gesellschaftlichen Ordnungen, die 
garantieren sollen, daß Märkte funktionieren, Profite rollen, 
sind längst über die jeweiligen Länder hinaus in europäischer 
Zusammenarbeit der Sicherheitsbehörden übergegangen. Das 
was die herrschenenden zum Machterhalt organisieren, 
müssen sie bei ihren Gegnern verhindern. Sie setzen da schon 
an, woraus sich Handeln in übernationalen Rahmen erst ent- 
wickeln kann — eben schon in den Diskussionen, Erfahrungs- 
und Gedankenaustausch. Eigentlich selbstverständliches 
Reisen in andere Länder und darin die Menschen dort kennen- 
lernen zu wollen, Aufbau von Bezügen, dort Veranstaltungen, 
Demos, Gerichtsverfahren zu besuchen, das ist alles längst 
damit konfrontiert erfasst zu werden und Ermittlungsver- 
fahren ausgesetzt zu sein. 


Das Gerüst für den konkreten Vorwurf in dem Verfahren 
gegen Thomas sieht so aus: 


a) es findet sich ein Papier mit Diskussionsfragmenten 

b) darin der Buchstabe R 

c) der Inhalt: internationale Kapitalverwertung und Wider- 
stand dagegen 

d) im Knast hat Thomas Briefkontakt zum eine Zeit lang in 
den Niederlanden einsitzenden Rene (ein Genosse, damals an- 
geklagt wegen Brandstiftung/Mitgliedschaft in der RARA 


Das BKA schloß »messerscharf«, daß es sich dann bei diesem 
Diskussionsfragment nur um eine Diskussion zwischen 
Thomas und der RARA handeln kann (RARA, 
Revolutionaire AntiRasistise Axie, ist eine militante illegale 
Organisation in den Niederlande). Mit dieser Interpretation 
sind dann BKA-Beamte in die Niederlande gereist, mit dem 
Ziel, dafür die Bestätigung zu bekommen. In der Beweisauf- 
nahme geht es formaljuristisch darum, daß das Gericht nun in 
der Befragung prüfen soll, ob sie den Schlußfolgerungen der 
Ermittler (wie sie darauf gekommen sind) recht geben kann. 
Durch die Befragung der BKAler durch die Rechtsanwälte von 
Thomas über die Vorgehensweise in der Ermittlungsarbeit, 
und wie sie Fakten überprüft haben, wurde sehr deutlich, daß 
am Anfang eine Ergebnisabsicht stand. Sie hatten sich ein kon- 
kretes Bild von Thomas gemacht, hatten eine feste politische 
Meinung zu Thomas und auch zu Rene, die die niedrlän- 


dischen Bullen teilten und die es zu untermauern galt. Das 
Verhältnis der Bullen der verschiedenen Länder wird geprägt 
aus dem Verhältnis „man glaubt den anderen das, was diese 
sagen.“ So sind die BKAler dann auch in die Niederlande ge- 
fahren, in dem Sinne, „hier haben wir ein Mitglied der RAF 
und es geht darum zu beweisen, daß der mit der RARA Dis- 
kussionen geführt hat“ Die entsprechenden Stellen in Hol- 
land haben dann ihre Arbeit genauso gemacht. Was gab es ran- 
zuschaffen, um den Interpretationen des BKA noch »Fakten« 
beizutragen. 

Im Verlauf der Ermittlungskontakte schafften sie dann eine 
Erklärung ran, die in einer Szenezeitung abgedruckt war. In 
der ging es um eine Aktion gegen Philips, die Erklärung war 
von keiner Gruppe unterzeichnet. Die niederländischen 
Bullen sagten aber dem BKA, die Aktion ordnen wir der 
RARA zu und der Inhalt dieser Erklärung zeige die Überein- 
stimmung mit dem was in dem Diskussionspapier (welches 
Tommis Diskussion mit der RARA belegen soll) stehe. 

Ein Teil während der Befragung in Tommis Verhandlung 
war, inwieweit diese Behuptungskette gefüllt werden kann. 
Der anwesende BKAler konnte da natürlich nicht viel sagen, 
ausser dem, daß die Niederländer sagen, die Parole unter der 
Erklärung „Paseremos“ würde auch von der RARA ver- 
wendet, und es sei eben ein taktischer Zug, daß die Gruppe, 
die sonst Erklärungen zu Aktionen mit RARA unterzeichnet, 
es diesmal nicht zu machen. 

Die inhaltliche Übereinstimmung bestand dann daraus, daß 
es bei beidem um den Aufbau einer westeuropäischen Front 
und dem Kampf gegen das System gehe. Auf die Frage an die 
Zeugen, warum bei dem Buchstaben R nur in Richtung 
RARA gesucht werde, obwohl es vielleicht noch andere milı- 
tante oder revolutionäre Gruppen geben könnte, erwiderte 
der BKAler, daß die Niederländer gesagt hätten, die andren 
wären nicht mehr tätig und darauf hätten sie sich verlassen. Da 
Thomas im Knast auch Briefkontakt zu Rene hatte, war dies 
für die Bullen in beiden Ländern genug Bestätigung für ihre 
Thesen. Für die Bullen in den Needärlinden ist Rene genauso 
sicher Mitglied der RARA wie für das BKA Thomas Mitglied 
der RAF ist. Rene hatte wegen Mitgliedschaft in der RARA 
ein Verfahren in Holland (in der Zeit saß er im Knast und hat 
sich dort mit Thomas geschrieben). Er ist freigesprochen 
worden. Die jetzt anwesenden BKAler reden aber immer 
noch so, als wäre Rene Mitglied und nur einer der beiden 
BKAler erinnerte sich dunkel, daß es da ja ein Gerichtsver- 
fahren gab. 


In beiden Ländern zeichnet sich der Staatsschutz und die 
dazu gehörenden Institutionen ein Bild vom Widerstand, den 
Teilen, ihren Bezügen, so wie sie was einschätzen und sich nur 


4 


vorstellen können. Und darüber finden auch immer wieder 
Diskussionen und Informationsaustausch statt — über die 
Prüfung von bestimmten Beweismitteln hinaus. Immer wenn 
es in den Befragungen darum ging, ihren Hintergrund und 
ihre Zusammenhänge zu benennen, was für sie denn 
RAF-Mitglieder ausmachen, was ihnen der Begriff Front denn 
sagt u.s.w. schreitet der Senat ein, daß dies zu weit führe. 


Sie haben nichts. Nichts, weil es eben so nicht geht. Es geht 
nicht, Straftatbestände — juristische Kategorien auf politische 
Bezüge — Entwicklungen anzuwenden. Ihre Befragung und 
ihre Figur scheint so lächerlich, indem sie Organisationen 
zeichnen, aus diesen den Einzelfall ableiten und wieder in Be- 
ziehung setzen, um ihr Bild weiter zu zeichnen und im Ver- 
fahren aber nur das einzelne Fragment zum Gegenstand 
machen wollen. Und ihr unbedingtes Interesse ist ja auch 
nicht, ob nun Thomas und RARA in Diskussion gestanden 
haben. Sie sind darauf aus, alles das, was Prozesse unter den 
Menschen entwickeln könnte, woraus sich eine materielle 
Kraft im Widerspruch zu den bestehenden Verhältnissen auf- 
bauen kann zu blockieren und zu verhindern. 

Mit diesem Verfahren wird ein weiterer Versuch unter- 
nommen, diese Auseinandersetzungen »höchstrichterlich« zu 
kriminalisieren. Ob das Gericht der Anklageabsicht folgt oder 
nicht, ändert nichts an der Legitimität der Auseinandersetzung 
über alle Grenzen hinweg. 
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Forderungen, die nicht nur Düsseldorf galten: 
marschierten gestern durch die Innenstadt. 


Der Versuch den Hungerstreik 


Am 23.3.90 wurde der Sicherheitsinspektor von Preunges- 
heim (Knast in Frankfurt) geladen. Er sollte durch seine Aus- 
sage gerichtsbekannt machen, daß Thomas am Hingerstreik 
1989 teilgenommen hat. Eine bekannte Tatsache. Auf den 
ersten Blick fragt mensch sich dann, was das soll. Es ist ja so, 
daß seitens der Verfahrensteilnehmer während der Beweisauf- 
nahme niemand sagt, was er damit bezweckt, wofür das oder 
gegen was das sprechen soll, von dem was Gegenstand in der 
Anklage ist. Wie das Gericht diese Zeugenaussage bewertet, er- 
fährt mensch erst im Urteil. Das Verhalten von Thomas, wie 
das anderer Gefangener nach ihrer Verhaftung und während 
des Verfahrens wird fortlaufend im Sinne des zu erzielenden 
(angestrebten) Urteils einbezogen. Alle Anhaltspunkte, von 
der Aussage zur Sache bis hin zu Briefen zwischen Gefangenen 
oder nach draussen, wie eben auch die Teilnahme am Kampf 
der Gefangenen um ihre Zusammenlegung werden Gegen- 
stand der Beweisaufnahme. 

Diese »Fakten« (politisch,inhaltliche Positionen, die 
Identität) sollen zum einem die dürftige Verhaftungsgrundlage 
auffüllen helfen, und damit im Nachhinein die Berechtigung 
der Verhaftung und Anklage legitimieren. Zum anderen dient 
jedes Verfahren (das darin gewonnene Urteil und seine 
Bestandteile) als Baustein für zukünftige Anklagen. 

Gleichzeitig gibt das Verfahren der Bundesanwaltschaft die 
Möglichkeit, sollte es gelingen, die Teilnahme am Hunger- 
streik als ein Kriterium der “mitgliedschaftlichen Beteiligung“ 
in der RAF im Urteil unterzubringen, den Kampf der 
Gefangenen aus RAF und Widerstand um Zusammenlegung 
auch im Hungerstreik 1989 zu kriminalisieren, es politisch 
festzupressen, Hungerstreik = eine Aktion der RAF. 

In den vielen Jahren des Kampfes der Gefangenen um ihre 
Zusammenlegung wurde dieser und seine Unterstützung 
draussen kriminalisiert. 1989 ist die BAW erstmals so nicht 
damit durchgekommen. Die anfangs eingeleiteten Ermitt- 
lungsverfahren durch GBA Rebmann mussten fallen gelassen 
werden, nachdem der Bundesgerichtshof aus der politischen 
Situation damals feststellen ließ, daß es sich bei dem Hunger- 
streik 1989 nicht um eine Aktion der RAF handelte. Also ein 
eigenständiges Verfahren ging nicht, aber sie haben ihr Ziel 


zu kriminalisieren 


nicht aufgegeben und mit dem Verfahren gegen Tommi 
wollten sie die Kriminalisierung quasi durch die Hintertür 
erreichen. 

Innerhalb der Beweisaufnahme galt es deshalb, diese Absicht 
auch zum Thema zu machen. Über Anträge durch die Rechts- 
anwälte und die Erklärung von Thomas (siehe Mitschrift in 
diesem Info) wurden Positionen bezogen, um die Absicht 
juristisch und politisch abzuwehren. Von den Anwälten 
wurde einmal der Antrag gestellt, einen Typ vom Verfas- 
sungsschutz zu laden. Den deshalb, weil es auch immer gut 
und wichtig ist, die im Sicherheitsapparat auftretenden Wider- 
sprüche an den betreffenden Punkten mit ins Spiel zu bringen, 
daß sie sich auch hier damit rumschlagen müssen. 

Es „wird zum Beweis für die Behauptung, daß der am 
1.2.1989 begonnene Hungerstreik, dem sich Thomas Kilpper 
am 2.2.1989 anschloß einzig auf eine Entscheidung von 
Gefangenen beruhte, dieser Hungerstreik nicht mit der RAF 
abgestimmt war, dieser Hungerstreik auf eine Veränderung 
der Haftbedingungen zielte, sicherheitstechnische Faktoren 


einer Zusammenlegung von Gefangenen nicht 
entgegenstehen, 

beantragt 

den Leiter der Abteilung Terrorismus des Bundesamtes für 
Verfassungsschutz, Herrn Egon Bauer ... als Zeugen zu laden 


und zu vernehmen. 

Begründung: Der Zeuge Bauer hat Kenntnis über die tatsäch- 
lichen Gegebenheiten, die Tatsachen sind von dem Zeugen 
letztmals auf einer Tagung am 14.1.1990 umfassend dargelegt 
worden“ 


Bei dem 2. Antrag ging es darum, daß K.H.Dellwo, C.Eckes, 
H.Pohl und B.Mohnhaupt als Zeugen geladen werden. Sie als 
Gefangene aus der RAF sollten darüber sprechen wie die 
Bestimmung und Entscheidung, zusammen mit allen, die es 
wollen, um Zusammenlegung zu kämpfen, läuft, und eben 
nichts mit dem zu tun hat, worauf die BAW aus ist. 


Dieser Abschnitt innerhalb des Verfahrens wurde auch aus- 
serhalb des Gerichtsbunkers aufgegriffen. Am 1.3.1990 fand 


eine Demonstration statt um den Staatsschutzvorstoß aus der 
Abgeschlossenheit des Bunkers in die öffentliche Diskussion 
zu bringen. 

Diese ging mit 150 Menschen vor der Kaserne an der 
Tannenstr.los, ging am Knast vorbei, wo die kurdischen 
Gefangenen gegrüßt wurden, gegen die vor dem OLG auch 
ein Verfahren läuft. Hier wurde auch eine 
Solidaritätserklärung von chilenischen GenossInnen verlesen. 
Unterwegs wurden auch immer wieder kurze Beiträge an die 
Passanten verlesen. Die Route führte am spanischen Konsulat 
vorbei, wo wir anhielten und einen kurzen Beitrag zum 
Hungerstreik der spanischen Gefangenen um ihre Wieder- 
zusammenlegung und unsere Solidarität mit ihrem Kampf be- 
kundeten. Am Schlußpunkt, dem Hauptsitz des OLG, gab es 
einen Beitrag über den Zusammenhang von dem Kampf hier 
draussen (am Beispiel IHZ) und dem Kampf drinnen um die 
Zusammenlegung. Die Mutter von Rico verlas einen guten 
Beitrag. 

Zur gleichen Zeit regte das Gericht an, den »Komplex 
Hungerstreik« doch aus dem Verfahren rauszunehmen und 
damit die Auseinandersetzungen darum zu beenden. Die 
BAW lehnte an diesem Tag eine Stellungsnahme ab, weil sie 
dies nicht „unter dem Druck der Straße machen wollten“. 

Die Richter bezogen sich bei der Anregung auf den 
$156StPO, der besagt, daß Beweisfragment unbewertet 
bleiben können, wenn sie für die Beweisführung bezüglich der 
Anklage keine Relevanz haben. Sie sagen damit aus, daß alles 
andere reicht und daß sie auch ohne den Punkt verurteilen 


können. 


Der versuch der BAW auf kaltem Wege den Hungerstreik 
erneut als eine „terrorristische Aktion“ zu kriminalisieren, 
war in dem Verfahren erstmal gestoppt. Es wurde ihnen ein- 
fach zu viel an dem Punkt. Es war ihrem Wunsch das 
verfahren schnell und möglichst ohne Aufsehen durchzu- 
ziehen, abträglich. 

Die BAW hat in ihrer Stellungsnahme ein paar Tage später 
den Vorschlag zugestimmt. Unter dem Vorbehalt, daß sie von 
der Verurteilung Tommis ausgehen, gehen sie in soweit kon- 
form, daß die Teilnahme am Hungerstreik auf das Strafmaß 
keine wesentliche Auswirkung hat. Sie gingen auf den Vor- 
schlag des Senats eben auch aus verfahrenstechnischen Grün- 
den ein, damit es schneller geht. Sie behalten sich aber vor, 
sich auf die Erklärung von Thomas zu diesem Punkt zu be- 
ziehen. Seine inhaltlichen und politischen Aussagen wollten 
sie für die „Täterpersönlichkeits“beschreibung ihrerseits ver- 
wenden. Darüber hinaus stellten sie nochmals ihre Meinung 
klar, daß es für sie dabei bleibe, daß es beim Hungerstreik um 
eine kriminelle Handlung gehe, es um rein terroristische Ziele 
gehe. Damit behalten sie sich vor, den Kampf um Zusammen- 
legung da weiter zu kriminalisieren, wo sich ihnen die Mög- 
lichkeit dazu bietet. Sie legten in ihrer ganzen Begründung an, 
sollte Thomas nicht verurteilt werden, daß die Nichtbehand- 
lung dieses Themas dann ein Grund zur Revision ist, d.h. das 
Verfahren wieder aufzunehmen. 


2.3.90: Erklärung 


im Prozeß zum Hungerstreik 


Gestern hat der Senat angekündigt, daß er bereit wäre, darauf 
zu verzichten, über den Hungerstreik und meine damit ver- 
bundene „Mitgliedschaft in der RAF, aus der Haft heraus“ zu 
urteilen. Aus „prozeß-ökonomischen“ Gründen, weil dieser 
Teil der Anklage in ihren Augen für das Strafmaß ohne Be- 
deutung sei und nicht wie sie sagen, das gibt es nicht, nicht als 
vorweggenommenen Freispruch quasi. 

Die Bundesanwaltschaft war gestern nicht bereit, dazu Stel- 
lung zu nehmen, und hat als Grund ausdrücklich die Demo 
angeführt, die gegen die Kriminalisierung des Hungerstreiks 
zum selben Zeitpunkt stattfand. Sie ist nicht bereit sich dem 
„Druck der Strasse zu beugen“. 


Aber die Mobilisierung hat fürs erste genau das erreicht, daß 
das Gericht schon anfängt, ein Ausweichmanöver zu machen, 
weil sie an dem Prozeß erst gar nichts hochkommen lassen 
wollen — und der Widersinn ihrer ganzen Vorgehensweise 
kommt an diesem Punkt eben sehr offen zu Tage. 

Auch wenn sie diesen Punkt der Anklage Te nicht weiter 
verhandeln, bleibt es grundsätzlich so, daß der Streik weiter- 
hin jederzeit kriminalisierbar ist. 

Sie stellen sich der Bundesanwaltschaft natürlich nicht in 
den Weg, sie schieben der Kriminalisierung des Hungerstreiks 
natürlich keinen Riegel vor. 


Interessant ist schon der Zeitpunkt, direkt am Tag der 
Demo, und wo sie wußten, daß meine Verteidigung und ich, 
heute etwas dazu sagen. 

Aus juristischer Sicht hatte sich nämlich nichts verändert, sie 
hatten die Anklage angenommen, wie von der Bundesanwalt- 
schaft vorgelegt, Helmuts Erklärung und meinen Antrag auf 
Zusammenlegung haben sie schon verlesen, als „Beweismittel“ 
— und der Sicherheitsinspektor der JVA war dazu als Zeuge 
schon gehört worden, es ergab sich nirgendwo eine „neue Be- 
weislage“. 

Der Prozeß soll eben weiter in aller Stille und ohne öffent- 
liche Aufmerksamkeit ablaufen, deshalb wollen sie auf diese 


„Spitze“, wo die Widersprüche am offensten zu sehen sind, 
verzichten. 

Es zeigt aber, daß wir ihre repressive Politik blockieren und 
umdrehen können, nun haben sie statt angepeilter Kriminali- 
sierung eine stärkere Mobilisierung gegen den Prozeß und für 
unsere Zusammenlegung geerntet. 


„Jetzt lassen wir nicht mehr los, die Zusammenlegung muß 
jetzt erreicht werden“ ... hat Helmut am 1.Februar gesagt. 

„Jeder der es wissen will, weiß was Isolation ist, sie ist inter- 
national begriffen und als Folter definiert. Hier haben sie sie 
inzwischen für gefangene Revolutionäre, ob aus Guerilla, aus 
dem Widerstand oder für ausländische Genossen und 
Genossinnen, zur Regel gemacht und sie setzen sie gegen 
kämpfende soziale Gefangene ein — international wird sie als 
die saubere perfide Methode der feinen BRD-Europäer immer 
mehr übernommen. 

Hier muß sie gebrochen werden. 

Neun Hungerstreiks haben wir gemacht, zwei Gefangene 
sind darin gestorben, viele von uns haben Gesundheits- 
schäden. 

Jetzt muß Schluß sein mit dieser achtzehn Jahre langen 
Tortur. Das ist unser definitiver Entschluß, so werden wir 
kämpfen“ 


Ich habe den Streik zu meiner Sache gemacht und mich an- 
geschlossen, aus dem was meine Lage war und mit dem, was 
mir darin möglich war. 

Die Bundesanwaltschaft will daraus meine „mitgliedschaft- 
liche Betätigung in der RAF aus der Haft heraus“ machen. Sie 
kommt also einmal mehr mit ihrer aufgeblähten Konstruktion 
der „Gesamt-RAF“, die sie hier in allen Varianten abspult und 
anklagt, die sie sich zurechtgebastelt haben. Danach sollen die 
Gefangenen die „3.Ebene“ der RAF und der Hungerstreik 
eine „RAF-Aktion“ sein. 

Daß das alles mit der Wirklichkeit nichts zu tun hat, daß es 
weder eine „Gesamt-RAF“ noch eine „RAF im Knast“ gibt 


O 


und ein Hungerstreik natürlich keine Guerilla-Aktion sein 
kann, das weiß ja jede/r und sie wissen es auch. Dieses „RAF 
im Knast“-Konstrukt dient nur dem Zweck, uns Gefangene 
und unseren Kampf für die Zusammenlegung zu kriminalisie- 
ren, um ihr Isolationsprojekt zu legitimieren. 

Die Bundesanwaltschaft wollte die Kriminalisierung ja von 
Anfang an, wie die Zellen-Razzien gleich zu Beginn des Streiks 
zeigen. Aber sie wollten sie weniger als politische Abrechung 
mit dem Hungerstreik, weil sie die nur verlieren würden, denn 
es gab weite Solidarität mit uns, und daß ihr „Hungerstreik = 
RAF-Aktion“-Gebäude auf tönernden Füssen steht, ist ihnen 
selbst klar, deshalb hat Rebmann auf seiner letzten Halbjahres 
-Pressekonferenz angekündigt, die Ermittlungsverfahren we- 
gen des Hungerstreiks einzustellen, obwohl seine Hunger- 
streikanklage hier am Laufen war, d.h. er hat die Journalisten 
und Öffentlichkeit bewußt getäuscht. Sie wollten es also ganz 
im Stillen, weil sie die politischen Rückwirkungen fürchten 
und ihrer eigenen Konstruktion wenig politische Belastbarkeit 
zutrauen. 


Der Streik kam nach einer langen Phase, in der es für die 
meisten Gefangenen sehr lange, für einige seit 5, 6, 7 Jahre 
keine Veränderungen mehr — bzw. nur Verschärfungen der 
Isolation — gab. 

Die ganze Entwicklung hat Helmut in seinem Brief von 
Oktober letztes Jahr noch einmal nachgezeichnet. Er sagt da 
auch, „daß der Kurs, wie wir in den Streik sind und ihn ge- 
führt haben, bis 83/86 zurückreicht““ 

An diesem Prozeß um die Erarbeitung der politischen Be- 
stimmung des Streiks habe ich mich nicht konkret beteiligt, 
darüber kann ich also nichts sagen und deshalb müssen auch 
die, die die politische und praktische Linie entwickelt haben, 
also die Gefangenen aus der RAF, zumindest Christa, 
Karl-Heinz, Brigitte und Helmut, kommen, um das authen- 
tisch vermitteln zu können. 

Ich sag hier also, was der Streik für mich war und welche 
Gedanken ich mir in dem Zusammenhang gemacht habe, wie 
ich die ganze Auseinandersetzung darum begreife, und daß das 
nur bruchstückhaft, aus den Bedingungen hier, ist ja klar. 


Wir sind also in die Initiative, als es anders absolut nicht 
mehr weiterging, alle Reserven aufgezehrt waren und der 
Schnitt mit der Situation zwingend geworden war. 

Für mich war es so, daß ich noch nicht lange eingefahren 
war — gleichwohl aber in einer zerreissenden Situation. Von 
heute aus betrachtet war es meine schwierigste Phase hier drin. 
Ich war noch mitten in den Anfangsschwierigkeiten, den 
Nachwirkungen aus dem Verhaftungsschock, im Aufbäumen 
gegen diese Widrigkeit, im Anrennen gegen den Apparat. 

Die Schwierigkeiten kamen aber auch daraus, daß ich da- 
gegen innere Mauern zog, gegen die Auseinandersetzung mit 
mir selbst, meiner Entwicklung und den Fragen, die daraus 
kamen. Zwischen diesen beiden Seiten war ich wie einge- 
klemmt — und da ist hier jeder Tag ein einziger Kampf und 
wie eine Gratwanderung. Da wollte und mußte ich raus. 


Vom ersten Tag an hier drin, war mir die Zusammenlegung 
eine starke Orientierung, einfach als emotionale Nähe und 
greifbare Vorstellung, hier nicht total vereinzelt zu sein, 
sondern gemeinsam und zusammen mit den Genossen — eben 
nicht ideologisch, sondern konkret und spürbar: die 
Zusammenlegung ist das, was meine Lage, dieses soziale 
Vakuum, abgeschnitten von allem Lebendigen — verändern 
würde. 

Sie war wie eine Spur, an der ich mich ausrichten und immer 
wieder dahin durchdenken konnte, da will ich hin, mit den 
anderen zusammenkommen. 

Bis dahin war ich fünf Monate total isoliert, Einzelhof, 
Einzeldusche, bei der Essensausgabe usw...,‚fast immer 
wurden die anderen Gefangenen weggeschlossen, jede 
Kontaktaufnahme strikt unterbunden. Ich bin wie „selbst- 
verständlich“ in den Streik, ohne mich nochmal konkret zu 
entscheiden. In der Unterbrechung ist das aufgeplatzt: ich 


brauche die konkrete Entscheidung, ob ich jetzt den Boden 
für diese Konfrontation habe und ich mich noch mal ganz auf- 
machen, — die Entscheidung offenhalten — bis ich mir sicher 
war, was jetzt möglich ist, wo ich jetzt stehe, daß ich aus- 
schließen kann, im Streik umzudrehen und die anderen ziehen 
zu lassen. 

Da ist viel hochgekommen und zusammengeknallt in mir, 
und es war wie ein hartes Aufmeisseln der Mauern aus den 
ganzen Wochen. Das wichtigste wurde, mich selbst und meine 
Situation in diesen vier Wänden anders anzufassen, Ruhe und 
Offenheit für mich selbst durchzusetzen, rauszukommen aus 
dem Panzer und ehrlich zu sein. 


Meine Auseinandersetzung um diese Entscheidung war die 

Basis für alles in den Wochen, aus ihr kam der Antrieb und die 
Disziplin für jeden Tag, das Bewußtsein „es stimmt“, die 
innere Achse ist fest. Daraus wurde alles möglich und kam 
auch die unglaubliche Nähe zu den anderen im Streik, da war 
es fast so, als wären wir schon ganz zusammen und wir waren 
es auch durch die gemeinsame Konfrontation und unser kol- 
lektives Ziel. 
Die materielle Veränderung meiner und unserer Bedingungen, 
um hier leben — überleben zu können, das ist es, was ich mit 
dem Streik verbunden habe. Der Streik ist also unmittelbar: 
Kampf um unser Leben und das ist es, was die Bundesanwalt- 
schaft für kriminell und terroristisch erklärt, also, daß wir 
auch hier als ganze Menschen leben wollen und darum 
kämpfen, das kriminalisieren sie. 

Unser Widerstand in den Löchern richtet sich gegen die Iso- 
lation in all ihren Varianten, auch gegen das, was sie „Normal- 
vollzug“ nennen, was aber nichts anderes beinhaltet und be- 
zweckt als die totale Isolation. Der „NVZ“ ist der vollkom- 
men durchstrukturierte, entpolitisierte Raum, in dem sämt- 
liche Gesetze des Systems herschen — Spaltung, Beziehungs- 
losigkeit Sinnleere, Hirarchie, Ausgrenzung, Konsum. .., ein- 
fach der ganze Müll den jede/r kennt. Als einzelner hast du 
nicht die Kraft und die Möglichkeit das wirklich umzukehren 
und so sind in Wirklichkeit alle darin elend vereinzelt und 
allein 

Die Herrschenden dachten, unsere Situation auf diesem 
Level erträglich zu halten und daß wir das schlucken, 23 
Stunden im Loch und eine Stunde mit Menschen, die sich 
nicht kennen und vom Apparat zusammengewürfelt werden, 
Menschen, die sich nichts wirklich zu sagen haben und sagen 
können, die in einem Raum, aber nicht zusammen und ohne 


Beziehung zueinander sind. 

Aber damit haben sie sich getäuscht. Da ist nichts Erträg- 
liches, das ist nur eine Variante ihres Projektes und Zeiss von 
der Bundesanwaltschaft hat ja mal gesagt, es ginge ihnen um 
„Normalvollzug bis zur Vergasung..“, das sagt eigentlich 
schon alles. 

Ob die Isolation offen oder mit dem Deckmantel der „Nor- 
malisierung“ herrscht, es ist ein Projekt, in dem die ganze 
Metropolenzerstörung auf ihren wahren Begriff kommt: 
totale Sinn-Entleerung und Angriff auf die Substanz und 
tiefste Wurzel des Menschen überhaupt: seine Fähigkeit, sozial 
und kollektiv zu denken, fühlen und handeln. 

Im Kampf für die Zusammenlegung drehen wir das um. So 
ist er auch mehr als nur ein Kampf „gegen ihr Projekt“, weil in 
der Zusammenlegung ist das, was wir wollen, positiv — als 
unser Ziel — entwickelt. 

Die ZL ist unser direkter Schutz gegen die vernichtenden 
Bedingungen und gleichzeitig Raum für unsere Weiterent- 
wicklung, unser Leben und unseren politischen Prozeß. 

Wiederaneignung und Weiterentwicklung unserer poli- 
tischen Erfahrungen und Fähigkeiten, unserer Subjektivität 
und Individualität, kreative Phantasie, Ideen, — die Mobilisie- 
rung unserer Sinne und Gedanken. Und dafür brauchst du die 
anderen, wo du dich einbringen kannst, Antwort und Re- 
sonanz bekommst..., austauschen, aufnehmen, wider- 
sprechen, zuhören, reden...,nur so kannst du die Gedanken 
wirklich festhalten und verarbeiten. Die Isolation entreißt dir 
stängig deine Gedanken. In allem ist es so: du brauchst die an- 
deren, um leben zu können, wo du einen kollektiven, poli- 
tischen und praktischen Prozeß entwickeln kannst. 

Das ist wirklich durch, denk ich — in unserem Ziel der ZL 
finden sich heute viele wieder; weil es für alle immer krasser 
zu spüren ist, daß es allein die kollektiven Prozesse sind, die 
der herschenden Konkurrenz und Vereinzelung etwas ent- 
gegensetzen können. 

Sie woll(t)en den Hungerstreik kriminalisieren und mit ihm 
die ZL, weil er ein politisches Signal ist, daß der Widerstand in 
den Gefängnissen lebt. Und das bedeutet auch hier, daß ihre 
Herrschaft den Kampf ums Menschsein nicht besiegt hat. 

So ıst das überall, ob in der Türkei oder in Palästina: der 
Kampf der politischen Gefangenen ist ein Hoffnungsfunke auf 
die Veränderung der ganzen Verhältnisse, daher sind die poli- 
tischen Gefangenen für alle Regimes vor allem ein politisches 
Problem: sie sind das lebendige Beispiel, daß trotz der ganzen 
Übermacht des Apparats die Menschen, die um ein würde- 
volles, soziales Leben kämpfen, nicht zu besiegen sind. 

Sie woll(t)en den Hungertreik kriminalisieren, weil es viele 
mobilisiert und politisiert und dabei eine zentrale Bastion des 
Herrschaftssystems — den Knast als „schwarzes Loch“ — 
politisch umdreht und bricht. Das trifft sie empfindlich. Was 
nutzen ihre Trakte und High’Tech-Bunker, wenn sie nicht 
mehr abschrecken ? 

— Ich weiß es von mir: ’81 während des breiten Aufbruchs 
der Revolte, war mir der erste Hungerstreik, den ich bewußt 
mitbekam und die Tatsache, daß die Gefangenen politisch 
durch die Mauern kamen, — ein Auftrieb und Anstoß, der die 
Angst vor dem Knast ein wichtiges Stück aufgebrochen har. 

Es war die Erfahrung, da ist nicht das „anonyme Ende“, 
auch da ist es möglich, als Mensch um Veränderung und um 
das eigene leben zu kämpfen. Diese Erfahrung hat meine ganze 
Politisierung mitbestimmt. 

Genau das weiß der Staatsschutz. Er kennt die politische 
Wirkung aus dem Kampf der Gefangenen. Deshalb bietet er 
alles auf, sein gesamtes Herrschaftswissen und -arsenal, 
Medien, psychologische Kriegsführung; Einstimmung auf tote 
Gefangene und als unmittelbare Bedrohung und körperlicher 
Konfrontation, einen medizinisch-technischen Apparat als 
verschleiertes Folterwerkzeug, für Zwangsernährung und 
„Koma-Lösung“, um unseren Willen zu brechen; der Staat 
muß mit aller Gewalt seine Übermacht demonstrieren, um 
sein Isolations-Projekt zu halten. „Bis zum Zusammenbruch 
des Weltbildes..‘, wie es das Justizministerium formuliert. 
Isolation „bis zum Zusammenbruch‘, das war auch ihre Linie 


gegen den Streik ’89. 

Sie wollten uns eher tot als in Gruppen. 

Diese unnachgiebige Regierungslinie konnten wir auch mit 
den vielen in der Mobilisierung nicht durchbrechen. Sie 
mußten zwar die von Engelhardt angeordnete Nachrichten- 
sperre aufheben, konnten sie aber später wieder zuziehen, sie 
konnten zwar nicht verhindern, da der Streik zu einem be- 
stimmenden Punkt auf ihrer innenpolitischen Tagesordnung 
wurde, das hat sich aber nicht halten lassen, weil die polari- 
sierende Auseinandersetzung wieder zurückging, als der 
Druck nachließ, — sie mußten zwar zum ersten Mal in einem 
Streik ganz öffentlich Verhandlungsbereitschaft demons- 
trieren und haben dafür ihren Staatssekretär in die Knäste ge- 
schickt, sie konnten die Gespräche aber auf einem Niveau, un- 
terhalb „harter“, wirklicher Verhandlungen fixieren, — 

Die Einheit der Demokraten und ihre sonst geschlossene 
Linie der Counter-Apparate, wurden zwar angeknackst, aber 
das blieb noch berechenbar und „regiebar“, weil die Mobilisie- 
rung an ihre Grenze kam und in den entscheidenden Momen- 
ten keine neue Dynamik für uns entwickelte, das war die 
„Luft“ und der Raum, in der sich die Bereitschaft der Mächti- 
gen, trotz allem gegen alles, den Durchmarsch, mit allen mög- 
lichen Konsequenzen, zu riskieren, entwickelte. 


Wir haben unser Ziel nicht erreicht, was wir materiell be- 
kommen haben, die Kleinstgruppen in Köln und daß Angelika 
rauskam, ist zu wenig, um von einem Anfang oder Schnitt zu 
sprechen. Den konnten wir, auch nach 18 Jahren, nicht 
machen. Die Zerstörung durch die Isolation geht spürbar 
weiter. Was wir reingeholt haben ist höchsten einen Happen 
frische Luft, neue Anstöße für Gedanken — und wir in 
uns auch subjektiv, jede und jeder einzelne und als politisches 
Kollektiv der Gefangenen behauptet — d.h., wir sind als Ge- 
fangene zu einem Fakt in den gesellschaftlichen Verhältnissen 
geworden und den können sie nicht einfach wegwischen, 

Das ist alles wichtig für unser überleben, 

Es reicht aber nicht, weil es keine Lösung unserer Situation 
ist. 

Dadurch, daß wir weiter aus unseren Löchern gekommen 
sind als jemals zuvor, wollen viele die Diskussion mit uns. Ein 
starkes Beispiel dafür finde ich dafür den jüngsten Brief der 
verschiedenen christlichen Gruppen. Da sind wichtige Fragen 
und Gedanken für eine gesellschaftliche Diskussion an- 
geschnitten. Aber, wie sie es selbst richtig sagen: „Wir wissen 
genau, daß du auf diesen Brief nicht angemessen antworten 
kannst, ohne mit anderen Gefangenen zusammen zu leben 
und um Antworten ringen zu können. . “ 

Genau das ist es, dafür brauchen wir die Gruppen. Wir 
brauchen die Zusammenlegung und sie ist erreichbar. Die 
Auseinandersetzung um den Streik hat aber auch einmal mehr 
gezeigt, daß die Herrschenden daraus eine grundsätzliche 
Frage nach dem ganzen Verhältnis zum Staat machen; so ir- 
rational das erscheint, davon müssen wir in allem ausgehen, 
dann kann auch aus der weiten Mobiliserung ein neues Be- 
wußtsein der realen Lage entstehen und neue Entscheidungen, 
die zusammen die neue politische Qualität bringen, die wir 
brauchen, um die Forderung tatsächlich durchsetzen zu 
können. 


Was schon erreicht wurde ist, daß ihre blindwütige, flächen- 
deckende Kriminalisierung der ZL fürs erste gestoppt wurde. 
Sie werden da aber nicht stillhalten, hier versuchten sie ja 
einen neuen Anlauf durch die Hintertüre, oder, daß sie gegen 
unser Angehörigen-Info — also gegen unsere Angehörigen und 
ihren Kampf um unsere ZL — einen erneuten Prozeß machen, 
das zeigt das ja deutlich. 

Das ist auch nicht anders zu erwarten, in diesem Staat, der 
unseres Wissens der einzige auf der Erde ist, der einen Hunger- 
streik als „Akt des Terrorismus“ kriminalisieren und von 
Sondergerichten aburteilen will (und das schon gemacht hat, 
im Prozess gegen Ingrid). Das hat auch nicht einmal die 
Nazi-Justiz des alten Faschismus fertiggebracht, und es gibt 
dieses Vorgehen heute in keinem anderen Land, weder in der 


Türkei, noch in Südafrika, Chile, El Salvador oder Palästina. 
Ausgerechnet diese BRD, die ständig bemüht ist, sich inter- 
national als „Hüterin von Demokratie und Menschenrechten“ 
zu profilieren. .., sie will Hungerstreiks von Gefangenen zur 
kriminellen Tat erklären. 


Die BRD ist wohl auch der einzige Staat, der politische 
Gefangene über so einen langen Zeitraum, bis zu 18 Jahren — 
total voneinander trennt, um sie im gleichen Augenblick, — 
als terroristische „Vereinigung“ zu kriminalisieren. 

Knut hat in diesem Zusammenhang während dem Streik ge- 
schrieben: „Als wir kürzlich im Trakthof unsere Runden 
drehten, überlegten wir, wo es in der Jüngsten Geschichte oder 
in welchem Land der Erde es Beispiele gab und gibt, von Isola- 
tionshaft von 18 Jahren, wie hier in der BRD. ` 

Wir erinnerten uns an die Schlüsselburgen des Zaren, aber 
wie Vera Figner beschrieb, konnten sie nach mehreren Jahren 
die Zusammenlegung durchsetzen. Wir kamen auf Franco s 
Spanien, wo es langjährige Einzelhaft gab und auf das 
Griechenland der NATO-Obristen. Aber auch dort über- 
schritt die Isolationshaft nicht 5-6 Jahre (wenn wir uns nicht 
täuschen) — und wurden nach der „Redemokratisierung“ 
einige Verantwortliche ausdrücklich wegen Isolationsfolter 
verurteilt. . “ 


Die BRD ist sicher auch der einzige Staat der Erde, der die 
Dreistigkeit besitzt, Gefangene eines anderen Landes zu kri- 
minalisieren, wie sie es gegenüber den spanischen Gefangene- 
kollektiven gemacht haben, als sie die „Kommune Carlos 
Marx“ als „terroristische Vereinigung“ in die Prozesse hier in 
Frankfurt gegen Ingrid und Mareile gedrückt haben. Der aus- 
holende Arm der BRD-Justiz, also der Bundesanwaltschaft, 
hat den Zweck seiner Intervention fürs erste sogar erreicht. 
Wie wir wissen, sind die Gefangenen heute, nach neun Jahren 
kollektiver Organisierung, wieder isoliert und müssen aktuell 
unter Einsatz ihres Lebens für ihre Wiederzusammenlegung 
kämpfen. — Heute ist es der 92.Tag in ihrem Streik! IHR 
KAMPFIST AUCH UNSER KAMPF! 


Das Vorgehen der europäischen Regierungen und Justiz 
gegen uns Gefangene ist heute unmittelbar ineinander ver- 
zahnt: Am 12.Mai haben wir uns zum Abbruch unseres 
Streiks entschieden, was auch bedeutet hat, einzuschätzen, daß 
die Regierung ihr Isolationsprojekt noch halten kann. 

Sechs Tage später setzen systematische Angriffe auf die Ge- 
fangenenkollektive in Spanien ein. Am 20.Mai schreiben die 
Genossinnen aus Carabanchel dazu: „Seit dem 18.5. sind die 
Maßnahmen des Justizministers Mujica: Reduzierung des ge- 
meinschaftlichen Lebens, Anwendung des (sogenannten) 
„ersten Grades“, d.h.: Immer 24 Stunden allein am Tag eine 
Stunde Hofgang im Betonkäfig, Auseinanderlegung, Drohung 
mit „Selbstmord“. ..; der Staat will mit unserem organisierten 
Leben im Knast Schluß machen, sie wollen unsere Be- 
dingungen als politische Gefangene zerstören“ 
(aus Angehörigen-Info Nr.18) 


Sie haben sich also auf europäischer Ebene konkret darauf 
verständigt, die BRD-Linie zur europäischen Norm zu 
machen, oder andersrum, für uns heißt das, wie Rolf-Clemens 
und Helmut sagen: „Daß die spanischen GenossInnen diesen 
Kampf (um Wiederzusammenlegung) Überhaupt noch einmal 
führen müssen, ist auch Folge davon, daß wir in unserem 
letzten Hungerstreik unsere Ziele nicht erreicht haben. Was in 
einem Land unterdrückt werden kann, versuchen sie auch in 
anderen Ländern zu unterdrücken; was in einem Land er- 
kämpft worden ist, kann in anderen nicht auf Dauer ver- 
hindert werden“ 


Ihr Vorgehen gegen uns Gefangene ist eingebettet in ihre ge- 
samte Politik. In dem Maße, wie sie ihre Macht entfalten kön- 
nen, trifft das auch uns. 

Und ihre Walze rollt ja aktuell in rasender Fahrt, vor allem, 
um das Zentrum imperialistischer Herrschaft in Europa zu er- 


ihnen im Weg steht, abgeräumt und niedergetreten werden. 
Und das betrifft eben u uns. Und unsere Möglichkeiten der 
politischen Diskussion. Sie haben die spanischen Gefangenen- 
kollektive auch gerade deswegen auseinandergerissen, weil sie 
mit ihren politischen Beiträgen und Gedanken wichtig waren 
für uns in der revolutionären Linken in Westeuropa. Und sie 
waren in unseren Diskussionen lebendig als dasBeispiel, wie 
Gefangene sich tatsächlich kollektive Lebensstrukturen 
erkämpfen können. Damit haben sie gegen unsere oft fest- 
sitzenden Gefühle, uns auf immer mit der Isolaion abfinden zu 
müssen, wenn wir einfahren, eine Bresche geschlagen. 

Neben der erzwungenen Wirklichkeit des Kapitals quer 
durch Europa, soll es nichts anderes mehr geben, keinen 
selbstbestimmten Inhalt, keine politische Kommunikation, 
kein Kollektiv politischer Gefangener. 


Die Gefangenen-Kämpfe verbinden sich international, auch 
über Westeuropa hinaus; wie die palästinensischen Genossen 
sagen, „alle politischen Gefangenen auf der ganzen Welt 
stehen miteinander im Zusammenhang“ Das ist unser 
Bewußtsein, es ist die Identität unserer Ziele und, trotz unter- 
schiedlicher konkreter Bedingungen in den Knästen, die 
gemeinsame Wurzel, daß wir uns gegen das System von Zer- 
störung als Menschen durchsetzen und lebenwollen. 

Wir haben während dem Streik die Solidarität von 
Gefangenen aus vielen Ländern vermittelt bekommen und er- 
fahren: tiefe Verbundenheit. 

Überall stellt sich die Frage nach den politischen 
Gefangenen und ihrer konkreten Lage; um die Zeit unseres 
Hungerstreik-Kampfes gab es ebensolche in der Türkei, in El 
Salvador, Südafrika und aus Chile hörten wir, daß 59 revolu- 
tionäre Gefangene mit einem Streik ihre Zusammenlegung er- 
kämpft haben. Knut hat dazu den Zusammenhang zu hier ge- 
zogen:„In der BRD hieß es bisher, »der Staat würde sich selbst 
aufgeben«, wenn wir zusammengelegt werden. Der Unter- 
schied ist noch nicht auf den Begriff gebracht, daß, was einem 
Militär-Regime möglich ist, von den Politikern der NATO- 
Demokratie und ee BRD als politische Selbstauf- 
gabe bezeichnet wird. So schwach schätzen wir unseren Feind 
selbst nicht ein, finden aber, daß diese Aussage etwas über das 
poröse Innere dieses Gebildes offenbart.“ 

Das ist eben die andere Seite der Isolation: daß sie die unge- 
heuere politische Schwäche dieses Staates vermittelt, der sich 


gezwungen sieht, die Frage, ob 30, 40 Menschen im Gefängnis 
zusammen sein können oder nicht, zu einer Frage der Staats- 
räson zu machen. 

Das ist auch der Hintergrung, warum die BAW hier zum 

Urteil gegen den Streik und das heißt: gegen die ZI kommen 
will. Das wird auch ganz deutlich an dem, was sie konkret da- 
zu in der Anklageschrift bringen; auch wenn das etwas nervig 
ist, ihren Dreck im einzelnen auseinanderzubröseln, mache 
ich’s hier, weil es zeigt, was sie auslöschen wollen, bzw. um- 
gekehrt, was wir verteidigen und erkämpfen müssen. 
„Das Fernziel des »Kampfes« der Gefangenen sei ihre Freiheit, 
denn »wir wollen ja nicht ein Stück politischer Organisation 
im Gefängnis etablieren, eine Gegenstruktur als Gefangene ist 
wirklich nicht unser höchstes Glück.&, zitiert die BAW aus 
Helmuts Erklärung. 

Unsere Freiheit machen sie zum Verbrechen, niemand soll 
über sie zu denken oder sie zu diskutieren wagen, geschweige 
denn, sie zu fordern. Und auf der anderen Seite: daß wir 
weiterhin auf unsere Freiheit bestehen, das halten sie nicht 
aus. Aber das wundert nicht, denn schließlich leben sie davon, 
daß wirgefangenen sind, das ist ja ihre einzige Daseins- 
bestimmung. 

Sie sind damit gescheitert, unseren Willen nach Freiheit zu 
brechen und es bleibt ja überhaupt das, wofür wir aufgestan- 
den sind. Das lassen wir auch hier nicht los! 

Und weiter in der Anklageschrift: „Der Hungerstreik be- 
zweckt in erster Linie die Verbesserung der 
„Kampfbedingungen“ aus der Haft heraus zu erreichen... “; 

„Kampfbedingungen“, klingt es furchterregend, weil die ZI 
natürlich kein Projekt ist, um uns hinzulegen und zu kapitu- 
lieren, sondern um uns Bedingungen für ein menschenwür- 
diges Leben zu schaffen, Bedingungen, wo wir nicht ständig 
auf der Schwelle stehen, daß uns die Luft ausgeht, Bedingun- 
gen wo wir teilnehmen können am gesellschaftlichen Diskus- 
sionsprozeß. 

Das ist es was sie mit „Kampfbedingungen“ denunzieren 
wollen. Denn die politische Diskussion ist ja real das einzige, 
was wir hier wirklich anpacken können. Und das ist es auch, 
was die BAW auf Biegen und Brechen verhindern will. 
Rebmann hat ja erst vor ein paar Tagen alle aufgefordert den 
„Dialog“ mit uns „nicht weiter zu verfolgen“, — und das, wo 
er noch nicht einmal richtig angefangen hat, — d.h. er will 
unsere Abschottung von jeder politischen Kommunikation, 
bis es absolut dicht ist. 

Umgekehrt bringt er es fertig, in die Anklageschrift aufzu- 
nehmen, daß ich „in einem Brief (aus dem Knast)... forderte, 
keinen „Dialog mit dem... Staat einzugehen. . “. 

Es ist pure Erpressung: Wer sich nicht in einen „Dialog“ mit 
dem Staat zwingen läßt ist „Terrorist“; entweder reden mit 
der BAW — also abschwören, oder Vernichtung, bei gleich- 
zeitiger Aufforderung an alle, die Diskussion mit uns nicht zu 
führen. 

Sie wollen uns in die völlige Sprachlosigkeit drücken — 
wortlos und stumm, weil die Diskussion mit uns, politische 
Reflexion und Entwicklung von Bewußtsein ermöglicht. Kri- 
tischer Verstand bringt heute das Bedürfnis nach Widerstand 
und Veränderung der Verhältnisse, — das ist ihr Problem, das 
sie politisch nicht mehr lösen können. Und sie haben natür- 
lich festgestellt, daß es mehr geworden sind, die die Diskussion 
mit uns wollen. 


Der Staatsschutz will die Zusammenlegung blockieren, 
damit wir nicht teilnehmen können am gesellschaftlichen Dis- 
kussionsprozeß. Das ist der Hauptzielpunkt in seiner Politik 
gegen uns geworden, weil die Gruppen unsere Bedingungen 
dafür sind, — und umgekehrt, weil er mit dem ursprünglichen 
Ziel des Isolationsprojekts, die Gefangenen aus der RAF zu 
brechen und ihre Politik zu ersticken, gescheitert ist. Sie 
haben sich als politisches Kollektiv von Gefangenen durch- 
setzen können. Uns heute sind wir, die Gefangenen aus dem 
Widerstand, wo wir mit dem gleichen Projekt konfrontiert 
sind, sozusagen mittendrin dahin, daß der Staat an uns dieselbe 
Erfahrung machen wird, wie an den Gefangenen aus der RAF: 


daß er uns mit diesem Programm nicht kleinkriegen kann. 
Das ist der aktuelle Abschnitt für uns — und er ist mitent- 
scheidend für die gesamte Konfrontation, sowohl subjektiv für 
jede und jeden, um ganz zu bleiben, als auch politisch, um die 
Isolation als ganzes Projekt zu überwinden, weil sie die 
Erkenntnis gewinnen, daß sie damit auch an uns nicht durch- 
kommen — stattdessen aber neue Widersprüche erzeugen. 

Diesen Scheitelpunkt müssen wir noch erkämpfen, daß sie 
selbst die Klarheit darüber gewinnen, daß ihr Projekt um- 
geschlagen ist und kontraproduktiv für sie geworden ist. 

Für uns ist das auch der Kampf um ein neues Verhältnis in 
der ganzen Auseinandersetzung, durch alle Mauern hindurch, 
die Intensivierung unserer Beziehungen — wir — kollektiver 
Zusammenhang und daraus zu denken, die Nähe zueinander 
halten und neu herstellen, das Fremd-Werden verhindern, 
immer wieder neu, — das ist es, was wir der gewaltsamen 
Trennung entgegensetzen und womit wir durchkommen 
werden: mit unserem kollektiven Bewußtsein. 

Für die Diskussion wie wir sie wollen, brauchen wir also die 
Gruppen hier drin und es ist wichtig, davon ganz auszugehen. 

Erst gestern habe ich einen Brief von leuten aus der linken 
Liste, der Uni Frankfurt bekommen, die das leider einfach 
nicht verstehen und schreiben, daß sie die „angekündigten Bei- 
träge“ von uns schmerzlich vermissen. Vielleicht haben wir 
nach dem Streik zu viele Hoffnungen geweckt oder falsche 
Erwartungen erzeugt; ich selbst hatte jedenfalls kurz geglaubt, 
es ginge, daß wir gleich mit der Diskussion beginnen, obwohl 
unsere Bedingungen sich nicht verändert hatten. — Das kam 
daraus, daß das Bedürfnis nach einer Diskussion mit uns neu 
und stark zu spüren war. Nun ist es aber die Erfahrung, daß es 
aus den Bedingungen heraus wirklich nicht geht und eigent- 
lich war das vorher schon klar. Es ist einfach eine reale und 
spürbare Grenze, auf die du als Vereinzelter permanent stößt. 
Und auch aus Kleingruppen bzw. Kleinstgruppen, die dazu 
noch permanent gegen Attacken, Androhung erneuter Tren- 
nungen, Verlegungen, Filzen und täglichen Schikanen an- 
kämpfen müssen, ist dieser Prozeß nicht wirklich möglich. 
Also in einem Klima von Streß und „Rlein“-Krieg (der sehr 
schnell an die ganze Substanz gehen kann, wenn sie also damit 
drohen, auch diese winzigen Möglichkeiten zusammenzukom- 
men und zu reden, wieder rückgängig machen), wie soll da 
eine Diskussion, ein Verarbeiten und Herausbilden politischer 
Gedanken möglich sein? 

Das alles sind Gründe warum Helmut in seinem Brief vom 
letzten Herbst gesagt hat, daß ein „Teilnehmen am Prozeß 
von Diskussion und Praxis für eine politische 
Weiterentwicklung.... für uns nicht möglich ist“ 

Es muß doch wohl klar sein, daß wir diesen Prozeß eigent- 
lich wollen. Mir sträubt sich eigentlich alles, das nochmal so 
zu betonen. Aber es gibt immer noch diese Staats-Linke, wie 
beispielweise in der taz, die kürzlich wieder „Zweifel“ daran 
gestreut hat, ob wir die Diskussion auch tatsächlich mit allen 
wollen. — Nun, wir wollen sie, daran hat sich nichts geändert, 
und zwar mit allen, denen es ernst ist in ihrem Einsatz für 
wirkliche, konkrete Veränderungen — gegen die Zerstörung 
durch das System und für die Menschen. 

Wir wollen diese Diskussion mit euch und allen — und wir 
brauchen sie doch selbst, sie ist für uns genauso wichtig, wie 
unter uns, aber sie geht eben nicht ohne Basis und im luft- 
leeren Raum, wo du ständig auf dem letzten Loch pfeiffst. Des- 
halb brauchen wir die ZL als erstes, als Bedingung für uns, fürs 
tägliche Reden, Gedanken austauschen, für die tägliche Inter- 
aktion. Sie ist der Boden für alles mit euch. Dadrin bildet sich 
der Stoff, aus dem ein lebendiger Prozeß mit euch draussen 
erst möglich wird. Mit euch wird es immer so lebendig sein, 
wie wir hier Raum für uns und unsere Entwicklung er- 
kämpfen können. 

Wir brauchen den Prozeß mit euch auch, weil wir in den 
Briefen und Besuchen immer nur reduzierte Ausschnitte, 
praktisch ein Destillat von draussen mitkriegen — zu wenig, 
um das gesellschaftliche Leben plastisch vor uns zu sehen, um 
den politischen Prozeß rundrum zu erfassen und darin ein- 
greifen zu können. 


Das wollen wir aber, eingreifen können. 

Das stell ich mir auch nicht in erster Linie vor als „Papiere“ 
produzieren oder gar „Strategien“ entwerfen, Theorien 
wälzen fernab vom Leben..., nein, das hat wenig mit uns zu 
tun und es ist nicht das was wir brauchen. Ich stell mir das viel- 
mehr vor als einen lebendigen Prozeß, wo wir für euch greif- 
bar werden, als die Menschen, die wir sind und so auch unsere 
Politik, der konsequente. Prozeß der Veränderung, der von 
uns ausgeht, von uns als Subjekte — und nicht die schlauen 
Texte oder Polit-Cracks dastehen, die doch anonym und 
fremd bleiben. 

Ich will keine Debatte aus der nichts folgt — ein Projekt in 
und von Köpfen, das nichts verändert, das ist nicht unsere 
Sache. Wir wollen in der Auseinandersetzung soviel wie es in 
diesen Bedingungen möglich ist, vom ganzen Leben drin- 
haben und entfalten und aufbauen, neue Beziehungen, gegen- 
seitiges Verständnis, sinnlich, nah... und klar mit allen 
Fragen an unsere Politik, mit der Frage vor allem auch, wie sie 
zu einer relevanten Kraft und gesellschaftlich kompetent wird, 
wie sie tatsächlich in der Lage ist, gegen die Macht die mensch- 
lichen Ziele durchzusetzen. 

Wir wollen also nicht die Orientierung auf Theorie oder gar 
Ideologien, als vielmehr auf den unmittelbaren, praktischen 
Prozeß von Veränderung aus den Kämpfen; — wir wollen die 
Auseinandersetzung an unseren ganzen Erfahrungen, an den 
Kämpfen wo wir herkommen und an den Kämpfen, die jetzt 
laufen. 

Das alles zusammentragen, aufzuarbeiten und zusammen- 
zufassen, um die wichtigsten Erfahrungen festzuhalten und 
unsere Bestimmungen und Ziele in der veränderten Situation 
neu auszurichten, das wird ein wichtiger Punkt in den Aus- 
einandersetzungen sein. Schon allein das, die rasanten Um- 
brüche in der internationalen Situation, in Ost-Europa und im 
Trikont und was da alles dranhängt für uns hier..., das alles 


zu begreifen, um damit umgehen zu können, das schaffst du 
gar nicht allein, du kannst hier immer nur kleine Ausschnitte 
erarbeiten, aber du kommst nie zum ganzen, runden Begriff. 
Und langsam geht es auch, d.h., die Entwicklungen sind 
immer schon viel weiter, wenn du dir eine rangeholt hast. 
Aber wir wollen ja nicht ständig „zu spät“ kommen, sondern 
die Nase vorne haben: um einzugreifen in die aktuelle 
Entwicklung. Auch dafür brauchen wir die Zusammenlegung. 


In dem Prozeß mit euch erhoffen wir uns also, daß uns noch 
viel mehr direkt kennenlernen und auf uns zukommen, daß da 
wirkliche neue Beziehungen zwischen uns wachsen und der 
Mythos, dieses schiefe Verhältnis zu uns als die straighten, 
die’s „klar“ haben, wo es das noch gibt, daß es vollständig auf- 
hört. 

Dann kann auch das Bedürfnis durchschlagen, uns draussen 
zu haben, um mit uns da weiterzukämpfen, also die Zündung, 
wirklich um unsre Freiheit zu kämpfen — nicht als was ab- 
straktes, was weit weg erscheint, sondern als das naheliegende, 
mögliche und konkrete Ziel. So wird die Zusammenlegung 
der Übergang zu unserer Freiheit. 

Wir stehen heute vor einem neuen Abschnitt, wo wir un- 
seren Ausgangspunkt für eine neue Initiative und die kon- 
kreten Schritte noch erkämpfen müssen, wir wissen aber 
schon jetzt, daß wir den ganzen Einsatz und die Entschieden- 
heit von jeder und jedem brauchen — von heute an — ‚dann 
werden wir durchkommen. 


Die Zusammenlegung erkämpfen! 
Freilassung von Günter, Claudia und Bernd! 


Solidarität — Liebe und Kraft, den spanischen Genossen 
und Genossinnen in ihrem Kampf für die 


Wiederzusammenlegung! 


FAN 


A A \' En 
Deutsche Geheimstudie 5 
Elitepolizei gegen 


organisiertes Verbrechen 


ehr aıs 160 Milliarden 

Mark Schaden im Jahr. 
Erpressung, Drogen, Auto- 
schieberei, Mord auf Bestel- 
lung: Das organisierte Ver- 
brechen hat uns im Würge- 
griff. Polizeichefs und hohe 
Justizbeamte haben jetzt ei- 
ne Geheimstudie erarbeitet: 
„Nureine Elitepolizei wie das 
FBI kann uns noch retten.“ 
OK — das heißt bei Deutsch- 
lands Polizisten schon lan- 
ge nicht mehr: „In Ord- 
nung“. Das heißt: „Organi- 
sierte Kriminalität“. 
In dieser Woche findet ge- 
rade eine Sondersitzung 
der Innenministerkonferenz 
statt. Das Thema: „Organi- 
sierte Kriminalität und ihre 
Bekämpfung." Dazu wurde 
eine geheime Studie erarbei- 
tet, die NEUE REVUE im Ori- 
ginal vorliegt. 
Es sind Vorschläge, wie wir 
uns endlich aus dem Würge- 
griff der Gangsterbanden 
befreien können. Hier, zu- 
sammengefaßt, die wich- 
tigsten Punkte: 
Eine geheime Polizei, ähn- 
lich wie das FBI, gesteuert 
vom Bundeskriminalamt. 
Wörtlich heißt es in der Ge- 
heimstudie: „Anderen Orga- 
nisationseinheiten (Polizei- 
dienststellen. Die Red.) soll- 
ten Einblicke in den Ge- 
schäftsgang, die Arbeitswei- 
se, die personelle und sächli- 
che Ausstattung etc. der 
‚OK'-Dienststellen ver- 
wehrt werden." 
Das heißt: Diese Polizei ar- 
beitet länderübergreifend. 
Keiner kennt die Angehöri- 
gen dieser Truppe. Perso- 
nen, Ausrüstung und Auf- 
trag bleiben streng geheim. 


Die Anti-OK-Polizei muß 
nicht eingreifen, wenn sie 
Zeuge von Straftaten wird. 
Beispiel: Ein Einbruch wird 
beobachtet, aber nicht ver- 
folgt. Das Ziel ist der Hehler. 
Nicht der kleine Dieb soll ge- 
faßt werden, sondern der 
Boß im Hintergrund. 
Gesammelte Erkenntnisse 
dieser neuen Polizei können 
gegenüber Gericht und Ver- 
teidigung „gesperrt“ wer- 
den. Beispiel: Die Anti-OK- 
Polizei hat genügend Bewei- 
se gegen einen Autoschie- 
ber, würde aberineinemPro- 
zeß ihre Arbeit gegen den 
Hauptabnehmer aufdecken 
müssen. Das Material bleibt 
vorerst „verdeckt“. 
Abhören von Telefonen bei 
Bandenverbrechen. Das soll 
viel schneller in Zusammen- 
arbeit mit „Sonderstaatsan- 
wälten“ und „Sonderrich- 
tern“ gehen. Die sollen Miß- 
brauch verhindern. 

Eigene Datenbänke, Archi- 
ve und Logistik, die gegen 
den Zugriff anderer Dienst- 
stellen. gesichert sind. So 
können korrupte Kollegen 
nicht die Arbeit der Anti-OK- 
Polizei verraten. 

Der Zeugenschutz soll er- 
weitert werden. Bis hin zur 
„optischen und akustischen 
Abschirmung“. Das heißt: 
Der Zeuge sagt vor Gericht 
unsichtbar über Mikro aus. 
Die Experten haben eine 
Hochrechnung über die Ko- 
sten und das Personal für 
Baden-Württemberg ge- 
macht: 220 neue Stellen für 
Polizisten, 31 für Angestell- 
te, 20 Staatsanwälte und 20 
Richter. Sachkosten im 
Jahr: elf Millionen Mark. 


NEUE REVUE 


Die Observationen 


Das Bundeskriminalamt 
im Zeugenstand 


Ein Novum dieses Verfahrens ist, daß 90% der ZeugInnen 
Bullen sind. Sie füttern es mit ihren Ermittlungen und Ein- 
schätzungen. Der Polizeiapparat steht uns ja nicht nur im Ver- 
fahren gegenüber, sondern er arbeitet gegen uns Tag für Tag 
auch außerhalb des Bunkers und der Knäste. Spätestens dann, 
wenn revolutionärer Widerstand bzw. die Nähe dazu ein Teil 
unseres Leben ist. Wo wir uns selbst organisieren sowieso, 
aber auch, wenn wir uns damit auseinandersetzen, mit 
Menschen aus dem Widerstand befreundet sind oder wie auf 
der Kiefernstraße eng zusammenleben. In den letzten Jahren 
haben die meisten einschneidende Erfahrungen mit diesem 
Apparat gemacht. 

Im Verfahren spielen da die Observierungen gegen Thomas 
eine große Rolle. Sie hatten in den Monaten März bis Mai 
1988 stattgefunden — laut Aussage schwerpunktmässig mit 
dem Ziel, über Thomas an „andere“ Personen heranzu- 
kommen. Wer das sein kann, ist unschwer zu erraten: Weitere 
Mitglieder der RAF. Das ist nicht gelungen, daher kam die 
Entscheidung zur Hausdurchsuchung im September 1988. Die 
Bullen sind auf niemanden gestoßen, die sich illegal organisiert 
haben. Aber natürlich auf viele mit denen Thomas vor seiner 
Verhaftung zu tun hatte, egal mal wie. Wir alle sind da erneut 
registriert, eingespeichert und in ihrem Raster verarbeitet 
worden, auch wenn wir meist nicht direkte Auswirkungen zu 
spüren bekommen haben. Das kommt dann vielleicht beim 
nächsten Besuchsverbot bei Gefangenen, Hausdurch- 
suchungen oder eines Tages im eigenen Verfahren als 
„Entwicklung der Täterpersönlichkeit“ bzw. ist ja der 
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„Lebenszusammenhang“ gerade ın den vergangenen Prozessen 
gegen Chris, Luiti, Andrea und Rico entscheidenes „Beweis- 
mittel“ für Organisierung, d.h. „Mitgliedschaft in der RAF“ 
Und genau der wird u.a. mit Hilfe von Observationen und Be- 
spitzelungen ausgeforscht. 


Um die Observationsberichte über Thomas wird seit 
Wochen gestritten. 

Die gesamten Berichte hat nur das BKA. Offiziell kennt sie 
nicht einmal die Bundesanwaltschaft. Es hat sich herausge- 
stellt, daß wenn Prozesse laufen, beim BKA eine doppelte Ak- 
tenführung läuft. Die eine Akte beinhaltet die Sachen, die den 
Prozeßparteien gegeben werden, während die andere auch alle 
„polizeiinternen“ Abläufe und Ergebnisse enthält. Was 
„intern“ ist, und was nicht, entscheidet das BKA selbst, und in 
letzter Instanz das Bundesinnenminsterium (BMI) als über- 
geordnete Behörde. 

Das ist die Normalität und das gilt natürlich besonders für 
die Herausgabe der Observationsberichte. 

In letzter Instanz hat sich das BMI in das Gerangel während 
des Verfahrens um die Herausgabe der Observationsberichte 
eingeschaltet. 

„Die Offenlegung würde interessierten Personen die Mög- 
lichkeit verschaffen, sich auf das taktische Einsatzkonzept der 
Polizei einzustellen und Gegenmaßnahmen zu entwickeln, 
mit ... erheblichen negativen Folgen im Hinblick auf die 
Wahrnehmung wesentlicher öffentlicher Interessen und das 
Wohl des Bundes. In diesem Zusammenhang weise ich erneut 
darauf hin, daß die Terrorismusszene in der BRD und ihr 
nahestehende Kreise mit besonderem Interesse Erkenntnisse 
über polizeiliche Arbeitsweisen sammeln und in ihren Kreisen 
publizieren, um Maßnahmen von Strafverfolgungsbehörden 
wirksam begegnen zu können. Dies ist in der Vergangenheit 
wiederholt festgestellt worden“ (Vollständige Mitschrift der 
Entscheidung des BMI siehe am Ende des Artikels.) 

Im Klartext heißt das: sie wollen nicht aufdecken, wen sie 
alles im Raster haben, als Angehörige/r der „Terrorszene“ 
oder als dem „Terrorismus nahe stehend“. Genausowenig wie 
die Konsequenzen daraus, also was sie mit diesem Raster 
machen. Und es geht dabei nicht nur um die technischen oder 
kohlemäßigen Probleme, die sie durch Veröffentlichung 
haben (Immer neue Wohnungen, Autos, Leute für die 
Observation). Sie befürchten auch, daß wir und andere Betrof- 
fene ihnen politisch begegnen, weil sich halt in ihren Kriterien 
und Methoden zeigt, daß die Menschen und Grundrechte dem 
Polizeiapparat im Wege stehen bzw. für immer breitere Kreise 
der Gesellschaft ein Fetzen Papier sind. 

Doch zurück zum Prozeß: 

Die Verteidigung bestand darauf, die vollständigen Obser- 
vationsberichte ins Verfahren zu holen. Logischerweise. Denn 
Überwachung rund um die Uhr hat sicher soviel Aussagekraft 
wie Tommis „Führung einer Kämpfenden Einheit“, wie eine 
Tasche mit Papieren, Klamotten und Juniorpaß oder Baupläne 
des LKA haben. Oder die Berichte ergeben eben nichts, 
sondern das Gegenteil: wie Thomas gelebt hat, was er gemacht 
hat vor seiner Verhaftung. Und dann ist der Prozeß gelaufen. 
Aus. Feierabend. 

An dieser Stelle sah sich der Senat gezwungen, auf die An- 
träge der Verteidigung einzugehen. Er mußte mitziehen. Die 
Observationen spielen eine tragende Rolle, gerade angesichts 
der dünnen Beweislage und dem — wie gesagt — fehlenden 
konkreten Tatvorwurf. 

Das Gericht beantragte also beim BKA Aussagegenehmi- 
gungen bzw. Einsicht in die Berichte. Nach einem hin und her 
schaltete sich, wie oben berichtet, das BMI ein und letztend- 
lich wurde ein leitender BKA-Beamter vorgeschlagen, der zu 
Zeitraum, Ort und Ergebnis der Observationen aussagen 
sollte. 


Dieser BKA-Iyp, Kriminaldirektor Peters war an einem 
Freitag im Bunker. Er arbeitet seit über 10 Jahren in der 
Abteilung Aufstandsbekämpfung und ist Chef des Referates 
für Observation. Daß gerade er vom BKA geschickt wurde, 


hatte unter anderem wohl den Grund, daß er ja nicht direkt 
beteiligt war und sich so zusammen mit seiner ziemlich be- 
deutenden Funktion in der BKA-Hierarchie besser unbe- 
quemen Fragen entziehen kann. 

Soweit kam es erstmal aber nicht. 

Der Bulle weigerte sich schon am Anfang seiner Befragung 
seinen Wohnort mitzuteilen. Seine Familie und er selbst seien 
sonst gefährdet. Es sei zu gefährlich, wegen seiner hochgestel- 
lten Position als Leiter von Spezialeinheiten, die nur verdeckt 
operieren. Weder er noch irgendjemand sonst aus seinem Re- 
ferat seien je in einem Verfahren öffentlich aufgetreten. 

Die Anwälte blieben an diesem Punkt hart. Wenn nicht 
öffentlich, dann solle er den Verfahrensbeteiligten intern 
seinen Wohnort nennen. Bisher hätte jeder seinen Wohnort 
genannt. Auf die Frage des Senats, ob er dazu bereit sei, sagte 
er schlicht und einfach: nein. 

Nach mehreren Stunden Beratung unterbrach der Senat 
sichtlich erregt die Sitzung für diesen Tag. Er wolle beim BKA 
um Auskunft ersuchen bzw. Bundesanwalt Rebmann mit Er- 
mittlungen darüber beauftragen. 

Das Faß war übergelaufen. 

An dem darauffolgenden Verhandlungstag gab es den in der 
Einleitung erklärten »rechtlichen Hinweis«. Der Senat ver- 
spricht sich davon wohl auch, daß der ganze Polizeiapparat 
vom BKA bis runter zum K14 Düsseldorf endlich ein Stück 
aus der Schußlinie kommt. Die Auftritte der Bullen im Zeu- 
genstand haben einfach gezeigt, daß sich nichts zu sagen 
haben, was im Sinne der Anklage von Belang ist. Stattdessen 
werden dauernd die Praktiken des Polizeiapparats an einem 
neuralgischen Punkt, die verdeckte Aufstandsbekämpfung ans 
Rampenlicht gezerrt. 

Außerdem war das Verhalten der jeweiligen Beamten ein- 
fach zu krass: Die einen verschwiegen wichtige Tatsachen 
durch Gedächtnisverlust, andere stellten sich komplett doof. 
Der Eindruck entstand, die Bullen werden 8 Stunden am Tag 
für Rumsitzen und in die Luft gucken bezahlt, weil mehr tun 
sie scheints nicht, Erkenntnisse gibt es nicht. So produziert 
sich der ausgereifteste Sicherheits- und Kontrollapparat West- 
europas im Bunker. Das glaubt ihnen niemand. Denn Tat- 
sachen sind unsere eigenen Erfahrungen und wir wissen, es 
werden z.b. peruanische und türkische Spezialeinheiten hier in 
der BRD oder mittels BRD-Ausbildern dort geschult, oder 
jetzt in der DDR soll eine Einheit nach GSG 9-Vorbild auf- 
gebaut werden. Der ehemalige BKA-Präsident Boge wird Bera- 
ter im DDR-Innenmisterium. Zunächst wollen sie Rauschgift 
und Terrorbekämpfung koordinieren. 


Nochmals zurück zu dem Kriminaldirektor Peters. Am 
17.4.90 war er zum zweiten Mal im Bunker, damit die Befra- 
gung fortgesetzt werden konnte. Er trug einen vom BKA 
selbst hergestellten Auszug der Observationsberichte, das Er- 
gebnis nach 4 mal 5 Tagen Observation, vor. 

Das was er sagte war so dürftig, wie es hier wiedergegeben ist 

— Thomas hatte mit einer Frau aus der Szene Kontakt 

— Er hat sich drei oder viermal von Leuten ein Auto geliehen 
— Die meiste Zeit ist er mit dem Fahrrad von der Bruchstraße 
zur Kiefernstraße gefahren; wo er dahin ging, konnten die Be- 
obachter nicht rausfinden, da sie angeblich nicht so leicht auf 
der Straße nachforschen konnten 

— Er war öfter im Copy-Shop 

Die Anwälte verweigerten die Befragung des Zeugen. Als 
Ersatzzeuge sei er ein untaugliches Beweismittel und sie 
wollten dieser rechtswidrigen Praxis keine Legitimation 
verschaffen. 


14.K im Zeugenstand 


An einem Tag war die ehemalige Chefin des K 14 
(politisches Kommissariat in Düsseldorf), Derksen, da, und 
hat Ausschnitte ihrer Arbeitsweise 1986-1988 berichtet. 

Sie sollte auch zu eigenen Ermittlungen nach dem Fund der 
Tasche und zu eigenen Erkenntnissen vorher im Bezug auf 


Thomas aussagen. 

Sie arbeitet heute beim Landeskriminalamt in der „Ver- 
brechensvorbeugung‘“, und hatte eine Aussagegenehmigung 
für die Zeit ab 1986, in der sie beim K 14 gearbeitet hat, und 
die sich nur auf ihre persönlichen Erfahrungen bezog. 


Sie berichtete, daß es beim K 14 zu ihrer Zeit eine Arbeits- 
gruppe „Linksterrorismus“ gegeben hätte, die aus drei bis fünf 
Beamten bestanden hat. Ihr Bereich wär allgemein auf Linke, 
auch ausländische Gruppen bezogen gewesen, doch in der 
Praxis war ein Schwerpunkt die Kiefernstraße. 

Anfang 1988 erstellte sie auf Anforderung des Landesinnen- 
ministerrums eine Studie über die Kiefernstraße. Diese 
verfasste sie zusammen mit dem Chef der Organisations- 
abteilung der Schutzpolizei und dem der Kriminalpolizei, um 
eine umfassende Analyse der letzten zehn Jahre in Verbindung 
mit einer Prognose zu erstellen. 

Als Grundlage dafür hätten nicht gezielte Einzelbeobach- 
tungen gestanden, sondern die Gesamterfassung. Es gäbe bei 
ihnen eine Sachakte Kiefernstraße. Die weiteren Erkenntnisse 
kämen aus den Erfahrungen der Arbeitsgruppe „linksterro- 
rismus“. Genauer hat sie das nicht gemacht. 

Im weiteren ging es um Observation, wo sie meint, daß sie 
(K 14) keine grundsätzliche Einzelpersonen-Observation 
gemacht hätten, außer wenn konkrete Ermittlungen an- 
gestanden hätten. Sie hätten Maßnahmen der polizeilichen 
Beobachtung durchgeführt. Dies seien vor allem Speiche- 
rungen in einer Datei, was bei allgemeinen Verkehrskon- 
trollen und Grenzübertritten zu genaueren Überprüfungen 
der dort gespeicherten führt. Als deren Folge würde dann der 
Wohnsitz der betreffenden Personen neu überprüft, mittels 
Einwohnermeldeamt und Überprüfung des Klingelschildes. 
Da äußerte sie sich dann nicht weiter, außer das Thomas seit 
vor 1986 bis zu seiner Verhaftung in dieser Datei geführt 
wurde. 

Nach mehrmaligem Nachhaken, ob sie sonst nicht obser- 
viert haben und z.B. Wohnungen zum Observieren der 
Kiefernstraße oder von Tommi gehabt haben, antwortete sie, 
daß dies das Bundeskriminalamt war, nicht sie. 

Sie führte nur allgemein das offensichtlichste an. Jede ge- 
nauere Frage wurde abgebogen mit dem Argument „polizei- 
interne Fakten müssen geheim bleiben“ und „sie spricht nur 
über ihre persönlichen Erfahrungen“ 

Dabei wird die ständige Präsenz der Bullen in Düsseldorf 
verharmlost. Gerade seit 1986 verstärkte sich die alltägliche 
Bedrohung: ständig zivile Autos, die durch die Strassen fahren, 
Personenkontrollen, Fotografiert werden. Beobachtet wird 
aus Autos, Wohungen und Hubschraubern. Zu Zeitpunkten 
politisch brisanter Situationen, wie z.B. bei Interventionen, 
der Eskalation um den Hamburger Hafen, nach militanten 
Aktionen und Angriffen der Guerilla,... sind diese Maß- 
nahmen konzentriert. (Mehr zu dieser Realität ist in der roten 
Broschüre zu den sechs Gefangenen aus Düsseldorf zu lesen.) 


Kontrolle, Observation, Erfassungen, Prognose als Aufgabe 
der Polizei. Herold (in den 70er Jahren Chef des BKA) wollte 
die Polizei, BKA, als „gesellschaftssanitäre Einrichtung“, um 
das Gewaltmonopol des Staates zu sichern. „Erklärtes Ziel der 
informatorischen Dringung geographischer Räume und 
sozialer Gruppen ist für die Kriminalpolizei, sich vom ... 
Objekt bloßer Vollstreckung zum Subjekt gesellschaftlicher 
Veränderungen zu einem Beratungs- und Konsultationsorgan 
für Politik und Gesetzgebung zu wandeln“ Dazu gehören 
dann auch solche Studien. Derksen meinte, sie wollten die 
ganze Lebensstruktur auf der Kiefernstraße, von vermissten 
Jugendlichen, verschiedene „Kleinkriminalität“, Drogenszene, 
politische Szene,... erfassen. Das brauchen sie, um ihr Ziel 
der Isolierung, Spaltung und Zerschlagung unkontrollierter 
Strukturen erreichen zu können. Das Zusammenwirken ver- 
schiedener Stellen kommt auch an der Studie raus. Nach 
ihrem Erscheinen diente sie den Medien und in Landtags- 
diskussionen der Parteien zu ständigen Hetzkampagnen gegen 
einzelne Menschen, Häusern auf der Straße, die sowohl das 


Klima für die spätere Verhaftung von Rolf und Tommi, wie 
auch Druck gegen die gleichzeitig laufenden Mietverhand- 
lungen zwischen Besetzern und Stadt schaffte. In den Artikel, 
die sich auch direkt auf diese Studie bezogen, hieß es, daß 
Entwicklungen wie an der Hamburger Hafenstraße verhin- 
dert werden sollten, daß das Innenministerium die Stadt auf- 
forderte, die Sozialisierungsbemühungen zu beschleunigen 
(was heißen soll die Miete zu erzwingen, die Guten von den 
Bösen der BesetzerInnen zu trennen). Gleichzeitig wurde die 
Kiefernstraße zu einem der „wichtigsten Terroristenstütz- 
punkte“ aufgebaut, mit 150 Menschen, die der „gewaltbereiten 
Szene“ und mit 20 bis 30 Menschen, die dem „harten Kern“ 
zugeordnet wurden. 

Die Studie mit ihren »erforschten« Zahlen sollte dem ganzen 
einen fundamentierten Eindruck geben. 

Direkt nach Rolfs Verhaftung, und am Abend vor der 
Demo, die einige aus der Straße und aus der Stadt dagegen 
machen wollten, erschien ein Artikel, der angebliches Wissen 
über ca. 20 Mitglieder „Kämpfender Einheiten“ auf der 
Kiefernstraße verbreitete. Das heizte das Klima zu den zu der 
Zeit laufenden Mietverhandlungen so ein, daß sich ein paar 
von der Straße von der Demo distanzierten. Damit sind sie in 
unsere mangelnde Souveränität und schwachen Zusammen- 
halt reingegangen. Trotzdem hat dieser Angriff nicht alles 
kaputtgekriegt. Es gibt wieder mehr Selbstvertrauen, Mit- 
einanderreden,... Damals gab es trotzdem von allen besetzten 
Häusern gemeinsam entworfene Mietverträge. 

Lochte (Verfassungsschutzchef in Hamburg) hat zu den 
kämpferischen Entwicklungen Ende 1987 um die Hafenstraße 
gesagt, daß sie zu spät die Entwicklungen realisiert haben, die 
Verständigung zwischen verschiedenen Gruppen, die sie 
vorher getrennt beobachtet haben, so daß sie die Menschen 
nicht mehr spalten konnten. 

Vor diesem Hintergrund ist sowohl die Berichterstattung, 
wie auch der scharfe Vorstoß gegen uns seit 1986 zu sehen. 


Ende 1987 gab es ja einerseits die Kämpfe an der Hafenstraße 
und den anderen besetzten Häusern, die den Herrschenden 
aus der Kontrolle gerieten. 

Hier in Düsseldorf gab es durch Chris und Luiti die Tat- 
sache, daß zwei von uns mit der Guerilla, Eva, diskutiert 
haben. Dann gab es auf dem großen, noch gemeinsamen 
Straßefest 1986 Transparente und Papiere, die sich mit Parolen 
und Inhalten von Aktionen militanter Gruppen und der raf 
auseinandersetzten. An einem Haus hing ein Transparent mit 
einem Gruß an das Kommando Mara Cagol der raf, die den 
Siemensmanager Beckurts in die Luft gejagt hatte. Gleichzeitig 
gab es Ansätze, Anfänge von Auseinandersetzung mit der 
Politik der RAF, Militanten, RZ, Rote Zora, sowie Wackers- 
dorf, Palästina, Hafen,..., selbstbestimmtes Leben in unseren 
besetzten Häusern aufbauen zu wollen, doch war viel von of- 
fenem Suchen bestimmt, aber nicht kontinuierlich entwickelt. 

Um zu erforschen was dahinter steckt, und um jede Weiter- 
entwicklung dieser Ansätze zu verhindern, sind wir seit 1986 
mit einer umfassenden, qualitativ für uns ab da neuen Repres- 
sion konfrontiert. Darin ist die Studie mit ihren Folgen ein 
Teil, wie auch die Observation des BKA, wie auch die Nach- 
folgeverfahren und ständig über uns schwebende Drohung, 
daß es weiter gehen soll, mit den Verhaftungen. 

Sowie auch die große Razzia 1986 darin ein Teil unserer Re- 
alität war: Tausend Bullen riegelten die Straße ab, und hielten 
sie einen Tag lang besetzt, in einigen Häusern die Menschen 
den ganzen Tag fest, BKA, Bundesrichter, 1 BGS-Panzer- 
wagen, bewaffnete, vermummte Sondereinsatzkommandos. In 
der Razzia kommt die gleiche Methode zum Ausdruck, wie 
wir sie im Verfahren gegen Thomas sehen: sie setzten Behaup- 
tungen/Vorwürfe in die Welt, von denen sie selbst wissen, daß 
sie aus der Luft gegriffen sind und die sie deshalb auch nicht 
beweisen können. 

Bei der Razzia gab es den offiziellen Vorwand, den Akten- 
koffer von Braunmühl zu suchen, wobei auch ihnen völlig 
klar war, daß dieser Koffer niemals auf der Kiefernstraße zu 
finden sein würde. Mit dieser Behauptung jedoch war es legi- 
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timierbar ihren hochspezialisierten und schlagkräftigen Ap- 
parat in Gang zu setzen. Das eigentliche Ziel war jedoch, die 
politische Entwicklung im Keim zu ersticken. 

Dieses Reibungsfeld, diese Angriffe auf unsere ganze Exis- 
tenz stand und steht schwach entwickelten eigenen Positionen 
gegenüber. Eine Erfahrung dadrin ist, daß wir unseren 
Enwicklungsraum nicht dem Tempo der Angriffe gegen uns 
angleichen konnten. konnten. Daraus ist die Prozessarbeit er- 
wachsen. D.h. die Veröffentlichung, Entlarvung, der Wider- 
stand gegen die Repression, um damit den Raum für weitere 
politische Schritte aufzumachen. 

Hier jetzt die Mitschriften der 


Stellungnahmen des 
Bundesinnenministeriums 


»...In der Strafsache gegen Thomas Kilpper habe ich mir 
durch das BKA Bericht erstatten lassen und die Observations- 
berichte bzw. -vermerke über die polizeiliche Beobachtung 
des Angeklagten im Zeitraum nach dem Fund der Segeltuch- 
tasche bis zu dessen Festnahme vorlegen lassen. 

Nach umfassender Abwägung der Schwere der dem Ange- 
klagten zur Last gelegten Straftat, der Interessen des Angeklag- 
ten an einer effektiven Verteidigung, insbesondere evtl. ihm 
durch die Sperrerklärung drohender Nachteile und dem Stel- 
lenwert des Beweismittels im Rahmen der Beweislage, des In- 
teresses des Gerichts an einer möglichst unmittelbaren und 
vollständigen Sachaufklärung in der Hauptverhandlung und 
dem Interesse des Bundes an einer Geheimhaltung der in den 
Aktenstücken enthaltenen Informationen bin ich zu dem Er- 
gebnis gekommen, daß in Anwendung des $96StPO die erbe- 
tenen Unterlagen weder in Gänze noch zum Teil zur Verfü- 
gung gestellt werden können. Mit ihrem Bekanntwerden — 
auch von Teilen — würden dem Wohl des Bundes Nachteile 
bereitet. 

Die Observationsberichte haben keinen Eingang in das we- 
sentliche Ergebnis der Ermittlungen gefunden bzw. Einfluß 
auf den Anklagevorwurf gehabt. Die Observationen, die sich 
auf jeweils wenige Tage Ende März, Anfang April, Anfang 
Mai 1988 erstreckte, erweckte bei den Observanten den Ein- 
druck, der Angeklagte habe mit polizeilicher Beobachtung ge- 
rechnet und sich entsprechend verhalten. Sie hat keine verfah- 
rensrelevanten Hinweise erbracht. Die mit einer Vorlage der 
Observationsberichte bzw. -vermerke verbundene Offen- 
barung des polizeilichen Vorgehens hätte schwerste Schäden 
für die künftige Aufgabenerledigung der Polizei zur Folge. Die 
Observationsberichte enthalten Angaben zu innerdienstlichen 
Abläufen, eingesetzten Beamten, Observationskräfte und 
Sachbearbeiter, die Zusammenarbeit mit anderen Behörden, 
den Einsatz technischer Mittel und Fahrzeuge sowie ange- 
wandte Methoden und Taktiken. 

Außerdem lassen die Inhalte der Berichte Rückschlüsse auf 
Personen zu, die die Observationsmaßnahmen unterstützt 
bzw. ermöglicht haben. Eine Gefährdung dieser Personen 
wäre bei Vorlage der Berichte bzw. Vermerke nicht auszu- 
schließen. Dies hätte zur Folge, daß das BKA in Zukunft ent- 
sprechende Hilfe nicht mehr erhalten würde. 

Mit der Enttarnung der Observanten, der Offenlegung der 
Observationsmethoden und -taktiken sowie dem Bekanntwer- 
den der anderen, o.g. Fakten, würden nach alledem Observati- 
onsmaßnahmen unmöglich gemacht. 

Diese Befürchtung gilt im Bereich des Linksterrorismus 
umso mehr, als die Terrorismusszene in der BRD mit besonde- 
rem Interesse Erkenntnisse über polizeiliche Arbeitsweisen 
sammelt und in ihren Kreisen publiziert, um Maßnahmen von 
Strafverfolgungsbehörden wirksam begegnen zu können. Eine 
wirksame Bekämpfung des Terrorismus wäre somit nicht 
mehr möglich. Die Vorlage von Teilen der erbetenen Akten 
kommt aus nämlichen Gründen nicht in Betracht. Abtrenn- 
bare Teile, deren Vorlage dem Wohle des Bundes Nachteile im 


Sinne von $96StPO nicht bereiten, können nicht erstellt 
werden“ 


Am 6.3.1990 gab es ein zweites Schreiben des Bundesinnen- 
ministeriums an den Senat des OLG Düsseldorf, dessen Mit- 
schrift jetzt kommt. Darin geht es um die Erteilung von Aus- 
sagegenehmigungen für BK A-Beamte in Sachen Observation. 


„In der Strafsache gegen Thomas Kilpper habe ich mir durch 
das BKA erneut Bericht erstatten lassen. Nach umfassender 
Überprüfung der Sach- und Rechtslage, insbesondere auch 
neuerlicher Abwägung der Schwere der dem Angeklagten zur 
Last gelegten Straftat, der Interessen des Angeklagten an einer 
effektiven Verteidigung, insbesondere evtl. ihm durch die Ver- 
weigerung der Genehmigung drohender Nachteile und dem 
Stellenwert der Beweismittel im Rahmen der Beweislage, des 
Interesses des Gerichts an einer möglichst unmittelbaren und 
vollständigen Sachaufklärung in der Hauptverhandlung und 
den staatlichen Geheimhaltungsbelangen bin ich zu dem Er- 
gebnis gekommen, daß die beantragten Aussagegenehmigun- 
gen für die im Betreff genannten BKA-Beamten nur mit nach- 
folgenden Einschränkungen erteilt werden können. Darüber 
hinausgehende Aussagegenehmigungen würden die Erfüllung 
öffentlicher Aufgaben ernstlich gefährden oder zumindest er- 
heblich erschweren, sie würden zudem dem Wohle des Bundes 
Nachteile bereiten.... 

Aus den Ihnen am 13.2.90 bereits mitgeteilten Gründen, die 
einer Vorlage der Observationsberichte entgegenstehen, 
können die Zeugen KHK Duben, KK Büchner, KHKin 
Langen und anderen, als Zeugen in Betracht kommenden Be- 
amten des BKA keine Genehmigungen zur Aussage über den 
Verlauf der Observation des Angeklagten Kilpper, insbesonde- 
re zu Einsatzmitteln, -methoden und -taktiken, eingesetzten 
Beamten und von Dritten gewährte Unterstützung, erteilt 
werden. 

Mit dem Bekanntwerden solcher Fakten würden künftig 
Observationsmaßnahmen, die zur wirksamen Terrorismusbe. 
kämpfung weiterhin unabdingbar sind, unmöglich gemacht. 
Entsprechendes gilt für die Genehmigungen zur Aussage der 
Beamten zum Einsatz eines Spezialkommandos am 8.9.88 
sowie zur vorausgegangenen Einsatz- und Vorbesprechungen 
anläßlich der Durchsuchung der Wohnung des Angeklagten 
Kilpper. Auch sie können nicht erteilt werden, soweit es sich 
um Fragen handelt nach: 

— Einsatzmittel, -methoden, -taktiken 

— Geheimhaltungsbedürftigen Sachverhalten, wie dem Ablauf 
der vorausgegangenen Observation des Angeklagten Kilpper 

— innerdienstlichen Abläufen und Zusammenarbeit mit ande- 
ren Stellen, soweit sie o.a. Sachverhalte betreffen. 

Die Offenlegung würde interessierten Personen die Mög- 
lichkeit verschaffen, sich auf das taktische Einsatzkonzept der 
Polizei einzustellen und Gegenmaßnahmen zu entwickeln, 
mit den bereits aufgezeigten erheblichen negativen Folgen im 
Hinblick auf die Wahrnehmung wesentlicher öffentlicher Be- 
lange und das Wohl des Bundes. 

In diesem Zusammenhang weise ich erneut darauf hin, daß 
die Terrorismusszene in der BRD und ihr nahestehende Kreise 
mit besonderem Interesse Erkenntnisse über polizeiliche Ar- 
beitsweisen sammeln und in ihren Kreisen publizieren, um 
Maßnahmen von Strafverfolgungsbehörden wirksam be eg- 
nen zu können. Dies ist in der Vergangenheit wiederholt A 
gestellt worden. 

Auf Ihr Ersuchen nach Mitteilung eines Beamten, der über 
das beobachtete konkrete Verhalten des Angeklagten berich- 
ten kann, wurden Ihnen vom BKA bereits KD Peter und 
KHKin Bellmann als Zeugen benannt und Aussagegenehmi- 
gungen über Ort, Zeiten und Ergebnisse der Observation er- 
teilt. Aus den o.g. Gründen kann den Beamten eine darüber 
hinausgehende Genehmigung zur Aussage, insbesondere zu 
Einsatzmitteln, -methoden und -taktiken, eingesetzten Beam- 
ten und von Dritten gewährte Unterstützung nicht erteilt 


werden“ 


Offener Brief von Christian Geissler 


vom 28. Februar 1990 


lieber thomas. wir kennen uns (bisher) nicht. uns so wissen 
wir beide zz noch gar nicht, ob wir uns, stünden wir in poli- 
tischer arbeit voreinander, einig wären in den wichtigsten 
fragen politischer klassenpraxis jetzt. ich vermute da gegensei- 
tig ein paar scharfe widersprüche... 

aber es gibt gründliche gemeinsamkeiten zwischen uns. ich 
entnehme das den nachrichten, die mir von deinen genossen 
und von deinen genossinnen geschickt werden. diese gemein- 
samkeiten erfreuen mich; sie ermuntern mich, dir grüße zu 
schicken — und ich schreib hier heute mal öffentlich — so ver- 
gnügt wie wütend — auf, was wir beiden gemeinsam haben. 


1. aus erfahrung und aus analyse haben wir beide den haß 
gegen diesen staat. 


2. aus erfahrung und analyse haben wir beide die lust und die 
sture absicht, das herrschende ausbeutungs- und verblödungs- 
verhältnis, dies wirkliche nachthaus als schlachthaus klug aus- 
dauernd lernend anzugreifen, zu kippen — es aufzureißen hell 
für ein ganz neues leben, fürs selbstbestimmte menschenleben 
kollektiv international. schwere arbeit, — langer atem, —. ich 
denk mir, das wissen wir beide. 


3. aus geschichte und erfahrung und entsetzen ist uns gemein- 
sam die arbeit für die zusammenlegung der kämpfenden 
gefangenen —: die kämpfende arbeit gegen alle gefangen- 
schaften. 


4. aus erfahrung und analyse ist uns gemeinsam der wille und 
in ihm das wissende lernen, um international zu einer 
kämpfenden einheit zu werden. das ist das älteste und 
wirklich selbstverständlichste kommunistenziel überhaupt. 
was denn sonst? und zwar jetzt, mitten im internationalen 
lug-und trug-schlamassel, erstrecht. wir geben nicht auf. von 
der mandschurei über mecklenburg und mainz bis managua 
(klar; auch da gehts weiter. was denn sonst?) — wir lernen 
arbeitend unsere kämpfende einheit. (oder wir gehen unter.) 


5. aus erfahrung und analyse sind wir — mit den allervielfältig- 
sten mitteln (darin nicht beliebig! aufgepaßt!) — teil des 
internationalen revolutionären widerstandes. ganz klar. auf- 
bau internationaler klassenkampfarbeit. was denn sonst? oder 
wir schleichen ab, kippen um. das wollen wir beide nicht. 


6. aus erfahrung und analyse machen wir uns — hoffentlich 
immer zusammen mit andren — gedanken, stellen 
überlegungen an, wie unsre arbeit international klüger und 
wirksamer werden kann. und angesichts der tückischen 
schwerstbewaffnung der herrschenden klasse gegen jeden und 
jede, die und der zur befreiung gegen die eigentümer aufsteht, 
befassen wir beiden uns (und befassen sich hoffentlich viele 
andre) mit der schwierigen frage, was wir dem in unserm 
interesse entgegenzusetzen haben — na logisch: beschäftigt uns 
die frage der klassengewalt. einfach weil wir nicht blöde sind. 
einfach weil wir nichts falsch machen wollen. 


7. aus erfahrung und analyse (und auch aus bitterster angst um 
das leben der gefangenen genossinnen und genossen; also auch 
aus ner ohnmachtserfahrung) habe ich mich, genau so wie du, 
allerdings nur zehn tage lang, zusammen mit sabine peters, im 
april -89 am hungerstreikkampf der gefangenen beteiligt — 
einfach den eigenen körper reinwerfen in den kampf um die 
zusammenlegung. was denn sonst? ich wußte nichts andres 
mehr. aber daß die zl muß, das wußte ich. und weiß ich jetzt 


nach nem jahr erstrecht. 


so lieber thomas. 

das haben wir beiden also erstmal gemeinsam. ohne uns zu 
kennen. und — und das weißt du auch genau — das hast du 
gemeinsam mit noch paar mehr menschen im land. 

sehr gut. 

daß sie uns in aller gemeinsamkeit nicht gleich alle ver- 
schleppen und verknacken — na erstens geht das gar nicht; 
sind schon paar zu viele... 

und dann: vereinzelung ist ihr prinzip; ist, denken sie, das 
werkzeug ihrer manipulation an uns. diese lumpige kalku- 
lation ist uns ja nicht neu. und beinah alle zangen und 
schrauben sind ihnen an uns zerbrochen bisher. 


aber ich will mein maul hier mal gar nicht so voll nehmen. 
wir alle, erdenweit sozusagen, sind nirgendwo sehr toll im an- 
greifenden ändern; sind grad ziemlich schwach im zerschlagen 
der schande. gelogen wird nicht. wir haben alle (in worten: 
alle!) verdammt viel neu zu lernen, thomas. und also erstmal 


gar kein heldenlied... 


du mußt da raus. 

das ist erstmal alles. 

ich weiß nicht, wie. 

ich stell mich nur erstmal mit meinen gemeinsamkeiten neben 
dich. öffentlich. wie andre hoffentlich öffentlich auch. 

wir sagen: wir wollen ein neues leben. nicht diesen dreck aus 
gewalt. 

und wir sagen: wir kennen den feind, der uns die freude und 
die freiheit versaut. 

und wir sagen: kenntnis will hand und fuß. das ist: praxis und 
lernen und korrektur und lernen und praxis und... 

und sagen: das lassen wir nun nicht mehr los. basta. 


tschüs erstmal. 
und sei schlau. 
sie wollen, daß du ins messer rennst. 


ich will, daß du rauskommst 


und weiterlernst und 


weiterkämpfst und weiterlernst — weißt schon ! 


Zum Prozeß gegen Luiti 


Den folgenden Aufruf haben wir gemacht,um die Auseinan- 
dersetzung um den 2. Prozeß gegen Luiti auch in breite Kreise 
zu tragen, auch in die, die sich bisher nicht dazu verhalten 
haben. 

Wir haben diesen Aufruf schon weit herumgeschickt, aber 
wenn ihr noch Stellen, Organisationen oder Institutionen 
wisst, wo er hingebracht werden kann, dann tut das bitte! 


Aufruf an die 
demokratische Öffentlichkeit! 


Freilassung von Luiti Hornstein! 


Am 8. Mai 1990 beginnt der 2. Staatsschutzprozeß gegen 
Luiti Hornstein. 


Warum wir Ihnen diesen Aufruf schicken: 


Wir fordern Sie alle auf, den Prozeß zu besuchen, also eine 
wirkliche Öffentlichkeit zu schaffen. 

Informieren Sie sich! Das hier gesagte ist nur eine grobe 
Wiedergabe der ganzen Entwicklung! 


Kontaktadresse: 
Prozeßgruppe c/o Infoladen, Kiefernstr. 15, 4000 Düsseldorf 
1 


Besuchen Sie Veranstaltungen! 
Wer ist Luiti Hornstein? 


Luiti lebte bis zu ihrer Verhaftung am 2.8.86 in der Düssel- 
dorfer Kiefernstrasse. Sie kämpft seit Jahren im antiimperialis- 
tischen Widerstand. So zum Beispiel: Anfang der 80ziger in 
der Anti-AKW-Bewegung und im Häuserkampf. Oder 1983 
gegen eine NATO-Propaganda-Show in Krefeld, anläßlich des 
Besuchs des damaligen US-Vize-Präsidenten Bush. Für die Zu- 
sammenlegung der politischen Gefangenen, sie hat auch politi- 
sche Gefangene hier in der BRD im Knast besucht. Und ge- 
nauso auch für den Aufbau einer starken antiimperialistischen 
Front in Westeuropa. 

Seit ihrer Verhaftung ist sie in verschiedenen Knästen in Ein- 
zelisolation. Auch im Knast hält sie weiter an ihren Zielen 
fest. Für sie als politische Gefangene geht es da vor allem um 
die Veränderung der vernichtenden Bedingungen im Knast. 
Deswegen kämpft sie zusammen mit anderen politischen Ge- 
fangenen für ihre Zusammenlegung in große Gruppen; und 
hat sich auch am großen Hungerstreik der politischen Gefan- 
genen im letzten Jahr beteiligt. 


Warum jetzt der 2. Prozeß? 


Am 2.08.1986 wurde Luiti zusammen mit Chris Kluth, auch 
aus Düsseldorf, und Eva Haule, bis dahin illegal in der RAF 
organisiert, in Rüsselsheim in einem Eiscafe alet. 

Die drei haben da zusammen gesessen und diskutiert. 

Da alleine die Diskussion nicht strafbar ist, wurde 1987 
gegen Chris und Luiti der Prozeß wegen Mitgliedschaft in der 
RAF eröffnet. Nach der damaligen Fassung des §129a betrug 
die Höchststrafe für Mitgliedschaft „nur“ fünf Jahre. Im lau- 
fenden Verfahren, das gegen Luiti, Chris und Eva gleichzeitig 
lief, wurde klar, daß Bundesanwaltschaft und Senat sich mit so 
einer, in ihren Augen wohl zu kurzen Haft, nicht zufrieden 
geben wollen. Ihr unbedingter Wille, die Menschen nicht nur 
zu verurteilen, sondern mit aller Kraft zu versuchen, sie zu 
vernichten, war offensichtlich. 

So kam es zur Anklageerweiterung gegen Chris Kluth, der 


schließlich zu 10 Jahren Knast verurteilt wurde. 

Gegen Luiti war dies aus formaljuristischen Gründen nicht 
möglich. Sie wurde zu vier Jahren wegen Mitgliedschaft in der 
RAF verurteilt. Die Anklageerweiterung soll jetzt im 
2. Prozeß, der durch eine Revision der Bundesanwaltschaft zu- 
stande kam, nachgeholt werden. 


Das Konstrukt einer „Düsseldorfer Kämpfenden Einheit“: 


Zu Beginn des Verfahrens gegen Luiti und Chris ging es um 
Mitgliedschaft in der RAF. Während des laufenden Verfahrens 
wurde die Anklage erweitert auf Mitgliedschaft in einer 
„Kämpfenden Einheit“ innerhalb der RAF und auf die Pla- 
nung und Durchführung des Angriffs auf den Rüstungskon- 
zern Dornier in Immenstadt/Bodensee. 

Zentrale Figur für die Anklageerweiterung und für die Ver- 
haftung weiterer DüsseldorferInnen ist der Fälscher Ockel- 
mann (ein sogenannter Schriftgutachter). Er wurde beauftragt, 
die Tatbeteiligung von Luiti und Chris festzustellen. Kurzer 
Hand wurde dann im Prozeßsaal eine Düsseldorfer Kämpfen- 
de Einheit konstruiert und Ockelmann erstellte Gutachten, 
daß die Mitglieder der »Kämpfenden Einheit« 100% Briefum- 
schläge für die Bekennerschreiben beschriftet und Warntafeln 
geschrieben haben. Seine im Sinne der Bundesanwaltschaft ge- 
fertigten sogenannten Gutachten waren ausschlaggebend für 
die Haftbefehle sowie die spätere Verurteilung zu 9 Jahren 
Knast, gegen Rico Prauss und Andrea Sievering, und für die 
Verurteilung von Chris Kluth zu 10 Jahren Knast. 

Mittlerweile haben sowohl die Bundesanwaltschaft, der 
Stammheimer Senat, als auch der Bundesgerichtshof (Entschei- 
dungsinstanz für die Zulassung der Revision bei Luiti) diesen 
Fälscher fallengelassen. 

Ausschlaggebend dafür war der Versuch, noch einen weite- 
ren Düsseldorfer, Rolf Hartung, in gleicher Sache zu verurtei- 
len. Absolut einziges „Indiz“ sollten wiederum Schriftgutach- 
ten des Fälschers sein. 

Ockelmann war bis dato längst zur Skandalfigur geworden. 
Durch die Kleinarbeit der verschiedenen Anwälte, berichteten 
auch die bürgerlichen Medien über ihn und seine Methodik 
der Gutachtenerstellung. 

Seine Standeskollegen im Graphologenverband, bis hin zum 
BKA, distanzierten sich von ihm. Es war auch schon länger 
bekannt, daß er von der Justiz in schwierigen Fällen oft einge- 
setzt wurde, weil er aus dürftigem Material immer 100%ıge 
Beweise zauberte. 

Das Ergebnis war dann, daß Rolf nach neun Monaten (!) Iso- 
haft entlassen wurde, mittlerweile in allen Anklagepunkten 
freigesprochen wurde und sogar Haftentschädigung bekom- 
men wird, wohl einmalig in der Geschichte der BRD- 
Gesinnungsjustiz. 

Damit haben die Anklagebehörden allerdings nichts anderes 
gemacht, als einer dicken Schweinerei die Spitze zu nehmen. 
Denn alle anderen Urteile und Anklagen bestehen weiter. 

Hier nur ein Beispiel, wie das funktionieren soll. Im Verfah- 
ren gegen Luiti Hornstein und Chris Kluth wurde durch ein 
„Gutachten“ des Fälschers eingebracht, daß Andrea Sievering, 
zu diesem Zeitpunkt noch nicht verhaftet, Briefumschläge be- 
schriftet haben soll, mit denen die Erklärungen zum Angriff 
gegen Dornier verschickt worden sind. Andrea Sievering ist 
mit Chris Kluth bekanntermaßen verlobt. Da sie also beteiligt 
war, muß auch Chris Kluth beteiligt gewesen sein. Das war 
damals ein zentraler Baustein, um zu behaupten, Luiti, Chris, 
Rico und Andrea hätten mit noch anderen eine Kämpfende 
Einheit gebildet, die gemeinsam den Angriff gegen Dornier 
ausgeführt hat. 

Jetzt aber, in der BGH-Begründung für die Revisionszulas- 
sung gegen Luiti spielt das damals noch zentrale Moment über- 
haupt keine Rolle mehr. Einzig wichtig ist die gerichtskundige 


„Tatsache“ der „Düsseldorfer Kämpfenden Einheit“, Ockel- 
manns Gutachten wird stillschweigend übergangen. Neue 
Beweise gibt es nicht. 

Die einzigen Tatsachen sind: daß Luiti in den vier Jahren 
Isohaft nicht gebrochen werden konnte, daß die vier tatsäch- 
lich viel zusammen waren, zum Beispiel zusammen gewohnt 
haben, und sich auch heute noch, soweit es die absolut unzu- 
reichenden Kommunikationsbedingungen im Knast zulassen, 
weiterhin schreiben; 

daß sie sich damals wie heute mit linksradikaler, revolutio- 
närer Politik und Praxis auseinandergesetzt hat; und natürlich 
auch sowohl mit den finsteren Machenschaften der führenden 
Rüstungskonzerne wie Dornier, Daimler Benz..., als auch 
mit Möglichkeiten eines gemeinsamen Kampfes mit anderen 


Gruppen. 
Der 2. Prozeß gegen Luiti: 


Möglich wurde der 2. Prozeß durch ein Urteil des BGH in 
Karlsruhe. 

Interessant daran ist, daß der BGH nicht nur, wie sonst üb- 
lich, die Revision der Bundesanwaltschaft akzeptiert hat, son- 
dern in seiner Urteilsschrift direkt eine Prozeßrichtlinie ent- 
worfen hat. Damit auch ja nichts schief geht. Denn ein Ein- 
bruch in das vorher beschriebene Konstrukt kann bedeuten, 
daß sie die anderen Urteile nicht mehr aufrecht erhalten kön- 
nen. Gleichzeitig wurde wohl sehr genau überlegt, welcher 
Richter des OLG Stuttgart am besten geeignet ist, die BGH- 
Richtlinien zur Verurteilung zu bringen. 

Der Vorsitzende ist der berüchtigte Richter Berrod. Er hat 
eine lange Staatsschutzjustizgeschichte, unter anderem als Bei- 
sitzer im großen Stammheimer Verfahren 1975 gegen Ulrike 
Meinhof, Gudrun Ensslin, Andreas Baader, Jan Raspe und an- 
dere. Daß er voll auf der Linie des Verurteilungs- und Ver- 
nichtungswillens der Bundesanwaltschaft liegt, hat er auch in 
seinem Privatleben bewiesen. 

Als einmal ein Einbrecher in seinem Vorgarten war, hat er 
kaltblütig auf ihn geschossen. Dafür wurde er nie zur Verant- 
wortung gezogen. 


Freilassung von Luiti 


das ist für uns die einzig mögliche Konsequenz aus dem bis- 
her gesagten! 


Sowie auch die Wiederaufnahme der Verfahren gegen 
Rico, Andrea und Chris. 


Bitte vervielfältigen und weitergeben! 


Die Prozeßtermine: 
Mai: 8./15./17./22./29./31. 
Juni: 7./12./19./21. 
jeweils 9.00 Uhr Sondergericht Stuttgart-Stammheim 


Veranstaltungshinweise: 


Düsseldorf: Im Rahmen der landesweiten antifaschistischen 
Konferenz in Düsseldorf am 5./6. Mai 


m Ort und genauer Zeitpunkt werden noch bekannt 
gegeben. 


Stuttgart: 18.5. 
Ort und Zeit werden ebenfalls noch bekannt gegeben. 


Selbstverständlich können Sie auch selbst Veranstaltungen 
organisieren! 
Wir, die Prozeßgruppe und die Rechtsanwälte von Luiti 


Hornstein sind gerne bereit, solche Initiativen zu 
unterstützen. 


Hier drucken wir jetzt ein Diskussionspapier ab, das uns zur Veröffentlichung gegeben wurde. 


Ein Volk, das Andere unterdrückt, 
kann selbst nicht frei sein! 


Mit unserem Papier wollen wir zu einer Diskussion einladen 
am 2./3.Juni 1990 um 12.00 Uhr in Düsseldorf, Kiefernstr. 35 
im Veranstaltungsraum. 


Unsere Gedanken richten sich an die, die sich mit dem 
radikalen Widerstand der letzten 10 Jahre identifizieren — mit 
ihren Fehlern und Erfahrungen — oder/und diejenigen, die 
sich an dieser Praxis orientieren. Auch richtet sich das Papier 
an die GenossInnen, die mit uns die Diskussion wollen. 

Wir sehen unsere Diskussion, die wir wollen und brauchen, 
mit vielen Fragen verbunden, wie was gehen kann und wie ein 
neuer Prozeß zwischen den einzelnen Gruppen, Organisa- 
tionen (drinnen und draussen) neue Gestalt gewinnen kann. 

Uns geht es vor allem darum, zielgerichtet eine Diskussion 
zu führen und eine entsprechende Praxis zu entwickeln, die 
das eigene Terrain ausfüllt — eine Frage besonders an uns 
selbst. 

Wir gehen aus von Fragen und der Diskussion und der 
Praxis der letzten 10 Jahre. Im Text selbst haben wir teilweise 
Fragen angesprochen oder direkt auf (allgemeine) Fragen ver- 
sucht mögliche Antworten aufzuschreiben (bzw. Ansätze). 
Vieles ist bestimmt noch abstrakt, aber wir hoffen, daß sie 
Kopf und Herz aufmachen können. 

Nur einige Aspekte vorweg, um einen Einstieg in unseren 
Text zu geben. 

— Der Widerstand braucht eine eigenständige Politik in der 
die Orientierung sichtbar ist, wie das System zu überwinden 
ist. 

— Eine Politik, die sich orientiert am Aufbau anti-patriarcha- 
lischer Beziehungen und Strukturen, am Aufbau selbstbe- 
stimmter Prozesse, die eine wirkliche Gleichberechtigung 
möglich macht. 

— Eine Politik mit positiver Zielbestimmung, die eine Konti- 
nuität ermöglicht. 

— Eine Politik, die anti-kapitalistisch, anti-imperialistisch und 
internationalistisch ist. 

— Eine Politik und Eigenständigkeit des Widerstands, ohne 
dem Zusammen-Kämpfen nicht möglich ist. 


Dazu finden wir es notwendig die Ziele: System überwinden 
und Aufbau einer befreiten Gesellschaft — für den Kommuni- 
smus — zu konkretisieren. Was können für uns Schritte sein, 
mit denen es möglich wird, dieses Ziel zu erreichen? Was sind 
greifbare Teilziele, die wir erkämpfen müssen und können? 

Die Bestimmung eines Teilzieles ist ohne Internationalismus 
nicht möglich. 

Wie wird aus dem Wissen hier, das die eigene Existenz ver- 
bunden ist mit der weltweiten Unterdrückung, Völkermord, 
Umweltzerstörung.... Bewußtsein? 

Unsere ganze Existenz und die Lebensbedingungen, ihre 
neue Gestaltung von oben (Umstrukturierung) ist Produkt der 
weltumspannenden imperialistischen Struktur. 


Internationale Solidarität — Zusammen-Kämpfen mit den 
unterdrückten Völkern — ist für uns eine Diskussion und 
Praxis, egal an welcher spezifischen Frage, eine Zielsetzung. 
Eine Durchsetzung dieses Bewußtseins ist entscheidend auch 
für unsere Lebensfrage hier. Daraus ergibt sich für uns im 
Kampf aus unseren eigenen Interessen hier gleichzeitig die Er- 
kämpfung materieller Konzessionen (an den Staat, an interna- 
tionalen Organisationen) für die Völker. 

Aus einem internationalistischen Verhältnis kämpfen heißt, 
sich dieses Bewußtsein selbst zu erobern gegn den ganzen 
Dreck der Metropole und diese Bewußtsein immer wieder 


zum Ausgangspunkt der eigenen Überlegungen zu machen. 


Wir stehn vor der Frage, daß der Widerstand es nicht ge- 
schafft hat, sich zu einer eigenständigen Kraft zu entwickeln. 
Was heißt das. Es sind zwar verschieden starke Mobilisierun- 
gen gewesen, wie z.B. an der WAA oder an der Zusammenle- 
gung und in vielen Städten gegen die Umstrukturierung — zu 
Hausbesetzungen und autonomen Zentren — der Widerstand 
als ganzes hat es aber nicht geschafft Orientierung zu werden. 

Der Widerstand hat keine Vorstellung entwickelt, die auf- 
zeigt, wie es möglich ist in konkreten Schritten, das System zu 
schwächen und perspektivisch zu Fall zu bringen. 

Wenn wir vom Sytem reden meinen wir einerseits das im- 
perialistische und zum anderen die patriarchale Herrschafts- 
struktur. Letztere ist die schwierigste Struktur und auch die 
wichtigste, die zu überwinden gilt und muß in jedem Schritt, 
den wir machen auch Teil sein. Die imperialistische Macht 
bekämpfen, heißt für die Männer gleichzeitig die eigene Macht 
und ihre permanente Reproduktion angreifen, eine neue Be- 
stimmung und Ausfüllung ihres Mannseins erkämpfen. Oft 
wird gesagt, daß die pPatriarchat-Auseinandersetzung zu Spal- 
tungen führen und uns damit schwächt. Äusserlich zeigt sich 
das oft in einer Quantität von Gruppen, Zusammenhängen. 
Übersehen wird dabei, daß dieser Prozeß notwendig ist und 
die Männer erst durch die Konfrontation bereit sind zu lernen. 
Diesen Prozeß, der immer wieder durch die Frauen angescho- 
ben wird, muß sich der Widerstand insgesamt selbst zu eigen 
machen, besonders die Männer. Wenn es uns um Selbstbestim- 
mung geht, geht das nur für eine wirkliche Gleichberechti- 
gung, müssen wir dafür sorgen, daß die Kriterien in der Aus- 
einandersetzung wirklich praktisch gefüllt werden und nicht 
im theoretischen Schwätzertum. 


Die Mobilisierungen z.B. gegen die NATO oder für kom- 
munistische Ziele (Lebensvorstellungen, die an den eigenen In- 
teressen und Bedürfnissen orientiert sind, wie z.B. in den be- 
setzten HAusern) hat zwar ein Verhältnis rübergebracht, wie 
die kämpfenden GenossInnen zum System stehen, aber eine 
Konkretisierung, wie diese Lebensweise und z.B. NATO-zer- 
schlagen, also eine Zielperspektive zu erkämpfen ist, nicht her- 
vorgebracht. Aus unserer allgemeinen Zielperspektive 
brauchen wir Bestimmungen von Teilzielen, die zur System- 
überwindung beitragen und diese beinhaltet. Diese müssen wir 
entwickeln. Ein Fehlen dieser sichtbaren Ziele und damit feh- 
lende kontinuierliche Praxis, die in die gesellschaftlichen Be- 
wegungen wirken, woran Menschen erkennen können, wie es 
möglich ist den destruktiven Kräften des Kapitals Grenzen zu 
setzen, hätte auch Wirkung in den Widerstandsprozess selbst. 
Der Widerstandsprozeß selbst. Der Widerstand hat dadurch 
immer nur zu kurzfristigen Mobilisierungen gefunden, sich 
von einer Aktion zur anderen gehangelt und zwischendurch 
immer wieder eingerichtet. Zu einer wirklichen Kontinuität 
hat er nicht gefunden. 


Im Kampf an allgemein-politischen Fragen, Fortschritte für 
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die eigenen „individuellen“ Interessen erkämpfen! 


Wir brauchen eine Bestimmung von Zielen, die eine Beant- 
wortung dieser Fragen beinhaltet, un damit eine Kreativität 
und Phantasie für eine kontinuierliche Praxis freisetzt. Die es 
uns ermöglicht eine Praxis zu entwickeln, in der die eigenen 
Interessen aufgehoben werden in allgemeinen politischen Zie- 
len, möglich in dem wir an konkreten Parolen kämpfen — die 
ein allgemeines Interesse abdecken — in denen wir auch unsere 


eigenen Interessen erkämpfen. Ein Prozeß, in dem uns gelingt 
unser eigenes Terrain zu füllen, als Widerstand zum eigen- 
stängigen gesellschaftlichen Faktor zu werden. 

Eine Zielbestimmung dahin kann die Kämpfe an direkten 
eigenen Zielen nicht erstezen, z.B. ein Kampf gegen Großpro- 
jekte vor der Haustür oder konkrete Fragen die Antwort 
brauchen, wie es z.B. der Wahlprozeß in Nicaragua war, 
Anti-Repression usw. 

— Für uns als Widerstand steht ja immer auch die Frage, wie 
wir von uns aus Vorstellungen und Praxis finden, die in das 
gesamte imperialistische System eingreift; die über konkrete 
Fragen in Teilbereichen hinausgehen, wie hier eine Praxis des 
Widerstands aussehen kann, die dahin führt das System zu 
überwinden. 

— Für uns alle ist es wichtig uns die Lebensbedingungen hier 
zu erkämpfen, die wir brauchen. Wie diese aussehen und 
welche Zentralität da bestimmte Auseinandersetzungen haben 
ist individuell unterschiedlich. 

—Für viele ist die Situation der Völker im Süden nah und 
trotzdem gibt es da Unterschiede, die sich ausdrückt in kon- 
kreter Solidarität z.B. zu Chile, Nicaragua, Südafrika, 
Phillipinen.... 

—Für viele ist die Militarisierung und Verpolizeilichen der ge- 
samten Gesellschaft ein Ziel der Veränderung, des Kampfes, 
des Angriffs. Da gibt es Unterschiede. Einige sehen das 
Ost/West-Verhältnis und die nukleare Bedrohung, andere die 
Bedrohung und der offene Krieg gege die Völker, wieder 
andere die Zerstörung die der ganze Apparat nach Innen hat. 
—Für viele ist die Situation der politischen Gefangenen und 
ihre Forderung nach Zusammenlegung Ziel ihres eignen 
Kampfes, um mit den Gefangenen fir sich Bedingungen zu 
schaffen, damit sie auch im Knast als Mensch leben können, 
Bedingungen zu erkämpfen, um eine wirkliche Auseinander- 
setzung für drinnen und nach draussen möglich zu machen. 
Die Erreichung dieses Ziels wäre ein Einschnitt gegen das un- 
menschliche System, in den Knästen, gegen Folter und 
Isolation. Für andere sind die politischen ee ein Teil 
ihrer Arbeit zu Knast und Repression. Wieder anderen sind 
speziell die kurdischen, palästinensichen oder irischen 
Gefangenen nah. 

Viele mobilisieren sich an der Umstrukturierung der Städte, 
die Aushebelung der erkämpften sozialen Rechte, die 
Schließung der Grenzen und die Abschiebung der Asylanten. 
—Viele, besonders Frauen, mobilisieren sich im Kampf für 
herrschaftsfreie Beziehungen, im Kampf gegen das Patriarchat, 
gegen Sexismus und Rassismus. Gerade dieser Kampf ist in den 
unterschiedlichen Kämpfen in verschiedener Qualität 
entwickelt. Für uns alle ist dieses Ziel Gradmesser für die 
Qualität der revolutionären Verwirklichung von uns selbst. 


Die Beispiele könnten noch weiter ausgeführt werden. In 
allem gibt es ein konkretes eigenes Interesse, woran die Genos- 
sInnen sich mobilisieren, viele Aktivitäten entwickeln und — 
sich voneinander zersplittern, aufspalten. 

In allem ist klar, daß der Widerspruch an den Einzelinteres- 
sen nur aufgehoben ist, wenn die Systemfrage als imperialis- 
tischem und patriarchalem System für uns entschieden ist, 
gegen das Kapıtal und seine Institutionen, besonders gegen den 
Staat. Dieser Prozeß ist ja nicht möglich von heute auf morgen 
und vor allem geht es ja nicht um Putsche, sondern um die 
Menschen als Klasse. Ein langer Prozeß und werden tagtäglich 
— national und international — mit den Zerstörungskräften 
des Kapitals konfrontiert. Das gesamte Kapital uns gegnüber 
tritt als eine Macht auf, die scheinbar unbesiegbar ist. Vor 
allem durch die Zurückholung des Ostens in das imperialis- 
tische System scheint es möglicherweise stärker als je zuvor. 
Besonders für viele hier nach innen. Da der real existierende 
Sozialismus der hauptsächlich mit der Ausprägung des Ostens 
identifiziert worden ist, an Ausstrahlung verloren hat und als 
mögliche Alternative gebrochen ist. 

Ausgehend von der internationalen Situation, wo durch 
EG-Formierung, Binnenmarkt einerseits als westeuropäischer 
Kern ein eigener Markt geschaffen werden soll, andererseits 


von dem Einsturz in die osteuropäischen Länder. Diese Ent- 
wicklung forciert die Kooperation, Machtenfaltung der 
Metropole: EG; ASIA; EG-RGW = KSZE, NATO, USA. 
Dabei bündeln sich die nördlichen Staaten neu und erstreben 
zwar in starker Konkurrenz, eine neue Machtaufteilung. 
Dabei kippen die Trikontländer raus, wird versucht, sie an 
den Rand zu drängen. Genauso, wie im Inneren der Metropo- 
len sich immer stärker das Diktat der reichen, Marktfähigen 
und Marktbestimmenden durchsetzen soll. 

Gegen diese Entwicklung brauchen wir die internationale 
Organisierung von unten, um dem neuen Machtaufschwung 
Kraft entgegensetzen zu können. Für uns kann der gemein- 
same Eingriff international ein loch aufreissen, welches uns 
mehr Raum für die Initiative vor Ort um unsere Lebensbe- 
dingungen gibt. Um dieses internationale Verhältnis anzu- 
schieben, konkret zu machen, brauchen wir zusätzlich zu der 
kontinuierlichen Diskussion, gemeinsame praktische Initia- 
tiven wie z.B. zum IWF, in denen auch darüber hinausgehende 
Ziele entwickelt werden. Diese Stoßrichtung soll sich dann als 
Praxis in der Stadt weiterentwickeln. Wobei wir dann noch 
rauskriegen müssen, wie sich das verbinden läßt in den kon- 
kreten Initiativen vor Ort, um unsere Lebensbedingungen. In 
diesen Kämpfen vor Ort sind andere Entwicklungsprozesse 
betonter. Also z.B. zur Diskussion um Wohnungsnot, mit den 
Menschen im Stadtteil kannst du nicht als erstes über die inter- 
nationale Situation reden, sondern da ist ein gemeinsamer 
konkreter Prozeß wichtig, in dem die konkreten Forderungen 
erkämpft werden, wo der Bezug zu den Menschen interna- 
tional und gegen das international organisierte Kapital rein- 
wachsen muß. 

Einen wichtigen Anhaltspunkt sehen wir in der bestehenden 
Weltwirtschaftsordnung, in ihrer Organisation seiner Macht- 


‚sr 
verhältnisse mit ihren Auswirkungen auch in den Metropolen, 
im Ost-West-Verhältnis und vor allem in seinen Auswir- 


kungen im Süden (Trikont). 
Daraus ergibt sich für uns eine Linie. 


Die Veränderung der 
Weltwirtschaftsordnung 


hier und den Völkern im Süden angepackt werden. Eine Linie 


Für die Völker das Ziel verfolgt eine eigenständige Ent- 
wicklung ihrer Völker und ihrer Wirtschaft durchzusetzen, 
es geht um selbstbestimmte Entwicklung. Für uns kommt es 
zusammen an den Abschnitten wo wir kämpfen, ob Umstruk- 
turierung, gegen faschistische/rassistische Mobilisierung, wo 
für uns die Frage nach der wirklichen Individualität des 
Menschen, seinem Wert und seinem Menschenrecht, die hier 
allgemein deformiert und plattgemacht wird. Dazu die Um- 
weltvergiftung, die Hochrüstung... (Es kommt zusammen 
mit unseren Mobilisierungen und Kämpfen für kommunis- 
tische Ziele, Kämpfe um Macht für und über die eigenen 
Lebensvorstellungen zu erringen, und diese als materielle Wir- 
klichkeit zu erstreiten. In Lateinamerika sagen sie dazu poder 
popular.) 

Es ist die Basis und Möglichkeit von zusammen kämpfen 
mit den unterdrückten der Welt. 

Es kommt zusammen damit, daß dieser Planet in seiner Aus- 
gestaltung im Norden nur durch die Existenz von tausenden 
und abertausenden von Armen möglich ist, die täglich 
hungern und verhungern, zu den Drogenabhängigen gemacht 
werden oder/und sich Prostituieren müssen, den ausgebeu- 
teten Menschen, der gigantischen Auslandsschuld im Süden, 
der Verschuldung der Gesellschaft, jedes Menschen. 

Diese Situation ist kein Nebenwiderspruch, der hinter den 
allgemeinen Menschheitsproblemen wie z.B. Umwelt oder 
Aids zurücktreten kann, weil die Metropole auf dieser Un- 
gleichheit aufbaut. 

Die Neuordnung der Weltwirtschaft ist die Frage danach, 
wie aus den jeweiligen Problemen es möglich wird, diese zu 
einer internationalen Kraft von unten aufzubauen. Eine Frage 


wie in Kampfschritten bis zur Überwindung des Systems eine 
materielle Klassenherrschaft aufgebaut werden kann, in der 
gleichzeitig die konkrete Organisierung der Menschen unter- 
einander orientiert ist an kommunistischen Kriterien 
(comune). Ziele zu bestimmen wie in Schritten hier, wie auch 
international z.B. Ost/ West (mit den GenossInnen z.B. in der 
DDR und vor allem mit den Bewegungen der Völker im 
Trikont.) Was rausgekriegt werden muß, was sind konkrete 
Forderungen und Ziele, an denen wir international zusam- 
menkämpfen. Fidel Castro hat mal ein Schuldenkartell vor- 
geschlagen, daß ist eine Möglichkeit für die Völker und für 
ihren Kampf. Allerdings als ein verstaatlichter der abhängigen 
Länder. Das Projekt ist gescheitert an den realen Bedingungen 
und Klassenverhältnissen in diesen Ländern. Fidel baute auf 
eine eigenständige Beourgeoisie, die es aber so nicht mehr gibt. 
Unsere Sache kann sein, den nötigen Kampfprozeß für die 
gleiche Zielsetzung in umgekehrter Weise, wie z.B. Schulden- 
streichen, bedingungsloser Kapitaltransfer sein. Von uns aus 
den nötigen Druck gegen die Metropolen-Regierungen 
entwickeln bzw. auf die privaten und internationalen Institu- 
tionen. Objektiv sind die Veränderungen notwendig. Wenn 
wir Selbstbestimmung wollen als Prinzip des gegenseitigen 
Austausch und Zusammenleben der Menschen und der 
Völker, kann das nur erreicht werden durch bewußtes Zusam- 
menwirken der Basiskämpfe (diese Organisations- und Kampf- 
Prozesse als Kriterium/Ausgangspunkt und Ziel zu nehmen). 


Wo können wir anpacken 
Was können wir tun 


VORSCHLAG ZUR DISKUSSION! 


Den 500 jährigen Kolonialisierungsprozeß umdrehen und 
Möglichkeiten schaffen für die freie Entwicklung der 
Völker! 

Für die Entwicklung der Völker des Trikonts 
bedingungslose Hilfen aus den Metropolen transferieren! 

In die Formierung des europäischen Binnenmarktes 
eingreifen und gemeinsam mit den Völkern neue Möglich- 
keiten erkämpfen! 


Eine mögliche konkrete übergreifende Forderung: 


Den Abrüstungsprozeß und Entspannungsprozeß 
zwischen Ost und West nutzen, die freiwerdenden Gelder 
und Ressourcen den Völkern des Trikonts zur Verfügung 
stellen. 

Bedingungsloser Kapitaltransfer, die Verfügungsgewalt 
haben ausschließlich die Völker des Trikonts! 


Das als eine Forderung bzw. Zielperspektive wie wir uns in 
Europa vorstellen, Europa gestellt gewinnen soll. Den 
EG-Prozeß von uns zu nutzen, indem ein neues Verständnis 
augebaut wird, für das Zusammenleben der Völker. Ein Ver- 
ständnis, daß vom Menschen ausgeht, von unten als 
Basisprozeß. 


Konkret wäre vorstellbar, außer in örtlichen/regionalen 
/bundesweiten Initiativen direkt auf internationaler 
Bühne zu agieren. Getragen und mobilisiert aus Prozessen, 
Organisierungen des Widerstands der Linken insgesamt. 


In den internationalen Disussionen und/oder Konferenzen 
(Minister) zu intervenieren. Auf EG/NATO/KSZE Ebene 
(den KSZE-Prozeß wollen sie als Mittel ihrer imperialistischen 
Politik gegen den Osten und Süden institutionalisieren. Kern 
aller ihrer Abstimmungen ist vor allem die NATO/EG. Die 
alljährlichen Ministerkonferenzen bieten einen Ansatz für 
eine praxisgerichtete Diskussion. 


Europa ist geschichtlich das Land, daß den Kolonialiesie- 


rungsprozeß, der noch heute bestimmend ist, begann. Ange- 
sichts der Neugestaltung der imperialen Welt hat Europa 
mehr Funktionen zu übernehmen in Arbeitsteilung mit den 
anderen Imperialisten USA/Japan. 

1992 will Europa feiern. Z.B. Olympia in Barcelona. Diese 
Feiern sollen für uns Umkehrprozeß sein von 
Kolonialisierung und Beginn eines neuen Abschnittes im 
Zusammenleben der Völker. 

1992 wollen sie ihren Binnenmarkt als neue Festung der 
Metropole öffnen. 

1992 soll eine Gipfelkonferenz des KSZE stattfinden, in der 
die Abrüstung und die Neuordnung von Europa 
einschließlich der deutschen Frage, d.h. die Einnahme der 
DDR im Mittelpunkt stehen, evtl. schon 1991. 

1992 Weltwirtschaftsgipfel in Bonn 


Die Zuspitzung der gesamten weltweiten Situation verlangt 
immer mehr den ganzen Kapitalprozeß in den Mittelpunkt 
der Auseinandersetzung zu ziehen. 

Wenn wir sagen, das muß aufhören und als Alternative muß 
ein Prozeß der Solidarität und internationalen Hilfe, die auf 
das Selbstbestimmungsrecht beruht, dann ist eine Richtung 
einfach, wie es gehen kann. 

Wir wissen selbst, was wir hier nicht wollen. Von der 
Umstrukturierung der Metropole — die Zerstörung der 
Städte, die Zerstörung der Umwelt, der Angriff auf die 
menschliche Würde und Mensch als Ware — bis hin zur mehr- 
fachen Ausbeutung und Unterdrückung der Völker, und jetzt 
auch noch die Einschränkung der Entwicklungshilfen. 

Von den Problemen ausgehen, die unsere sind, an denen wir 
um Lebensbedingungen kämpfen. Diese im Zusammenhang 
stellen mit der weltweiten Arbeitsteilung, dem imperialis- 
tischen Markt, der alles aufeinander bezieht und einschließt. 
Den Imperialismus als ganzes angreifen, an konkreten 
Forderungen, sie zu Konzessionen zu zwingen. An diesen 
Forderungen eine Kraft entfalten, die in vielfältigne gemein- 
samen Initiativen einmünden. 

Ihre Projekte dürfen erst gar nicht entstehen, damit wir 
leben können. Damit können wir den Weg freimachen, einen 
Raum eröffnen, der es möglich macht, in denen Alternativen 
entstehen und sich entwickeln, den Antikapitalismus und den 
Antiimperialismus verbinden mit einer neuen internationalis- 
tischen Politik und Praxis, mit eigenen Zielsetzungen, die 
direkt das Metroplolenverhältnis zu den Völkern angreift. 
Von uns aus Zielsetzungen entwickeln, die die Forderungen 
der Völker ergänzen, mit denen wir zusammen diese Ziele 


durchsetzen. (Schuldner-Kartell — Schuldenstreichen.. .) 


Ansätze einer dahingehenden Praxis sehen wir in der 
IWF-Mobilisierung. Unter der Parole Schulden streichen 
wurde die Tagung massiv gestört. Schulden streichen schafft 
für die Völker des Trikonts unmittelbar eine Atempause. Die 
Erfüllung dieser Forderung reicht aber lange nicht aus, faßt 
nicht, daß es an uns liegt, den Völkern die Bedingungen zu 
ermöglichen, die sie für ihre eigenen Entwicklungen 
brauchen. Entwicklungen, die an ihrenen eigenen Bedingun- 
gen und an den Interessen ihrer Völker und Menschen orien- 
tiert sind. 

Ausserdem brauchen die Völker sofort, damit sie überleben 
können, direkt materielle Unterstützung (täglich sterben 
40.000 Kinder). Sie brauchen sofort Hilfen, um die ökologi- 
schen Katastrophen, die u.a. durch das Ozonloch hervorgeru- 
fen werden zu verhindern und die dadurch entstandenen 
Schäden zu beheben. Sie brauchen sofort das Westeuropa, das 
Märkte öffnet und die Subventionspolitik vor allem im Agrar- 
bereich fällt. 

Sie brauchen, daß die „Festung Europa“, die im Zusammen- 
hang mit Europa 92 gezimmert werden soll, offen für die Völ- 
ker und ihre Produkte sind. Sie brauchen vor allem direkt 
Finanzzuschüsse. Alleine aus der Schuldenpolitik der imperia- 
listischen Staaten haben sie in den letzten Jahren 130 
Milliarden mehr in die Metropolen transferiert als sie an 
Krediten bekommen haben (?). Die imperialistische Ausbeu- 
tung der letzten Jhre verzehrt auch die letzten Resourcen, die 
den Völkern nach der Kolonialisierung geblieben sind. Die 
imp. Auszehrung stellte den direkten Kolonialisierungsaus- 
pressungsprozeß bei weitem in den Schatten. 


Jetzt nach 500 Jahren Kolonialismus muß dieser Prozeß end- 
lich gestoppt und umgedreht werden. Das Selbstbestimmungs- 
recht der Völker muß endlich und gleichberechtigt anerkannt 
werden. Die Einmischungspolitik muß aufhören. 

Dahingehend können wir einen neuen Anfang machen, 
indem wir gemeinsam kämpfen (Widerstand, Internationalis- 
musgruppen, Deutsche und Ausländer...), Druck ausüben 
auf die kapitalistische Strategie und vor allem auf ihre Staaten. 

Die Metropolenstaaten zu Konzessionen zwingen. 


Welche Parolen können wir aufstellen? 

Der Entspannungsprozeß zwischen Ost und West setzte die 
NATO unter Druck selber Abrüstungsmaßnahmen zu ergrei- 
fen. Egal wie der Widerspruch zwischen Ost und West einge- 
schätzt wird und mal abgesehen von den anderen Fragen — 
NATO als politisch/militärische Institution zerschlagen — 
ebenso die Einschätzung zur Sowjetunion — wäre eine 
Forderung. 


Rüstungsgelder streichen und die freiwerdende Kohle 
den Völkern im Trikont unter direkter Kontrolle zu über- 
weisen! 

Die Metropolenregierungen Europas weit unter Druck zu 
setzen, daß eine Umverteilung stattfindet. Eine Umverteilung, 
die unabhängig von irgendwelchen Bedingungen an die Dritte 
Welt geht. Wir können diese Transferierung von Geld/Kapi- 
talmitteln auch als „Reparationszahlungen“ bezeichnen, weil 
damit das Kriegsverhältnis von Nord-Süd zum Ausdruck 
gebracht wird. Die Qualität der Herrschaftsrealität kommt so 
darin bewußt zum Ausdruck, ebenso unser »Klasseninteresse«. 

Die Bedingungen und die Form, wie die Völker ihre Wirt- 
schaft und Gesellschaftsformen gestalten wollen ist allein ihre 
Sache. Es ist die Frage ähnlich wie für uns: es kann immer nur 
um Selbstbestimmung gehen. Und den Prozeß bestimmen die 
Menschen selbst. Darum wird in jeder Gesellschaft der Kampf 
stattfinden, um diesen Prozeß gesellschaftlich durchzusetzen. 
Auf zwischenstaatlicher Ebene ist jede Einmischung des Im- 
perialismus zu bekämpfen. Das gilt für allem für das Verhält- 
nis Metropole/Trikont. Jedes Volk, jeder Mensch hat das 
gleiche Recht, eine unantastbare Würde. Die Anerkennung 
dessen setzt erst Gleichberechtigung in Gang. Diese Einstel- 


lung müssen wir erstmal hier erkämpfen, denn daraus e 
dem Fehlen) wurde es immer möglich, daß Völker überfallen 
und eine permanente Einmischungspolitik laufen konnte; den 
Völkern immer wieder der Raum ein wurde zur freien 
Entwicklung. Die Herrschenden i ier immer wieder 
Legitimationen bei den Menschen (aktuell z.B. die Drogen- 
kampagne oder durch Scheindemokratisierungprozesse in 
Südamerika, Türkei etc., die sie propagandistisch abstützen). 


Mobilisierungen (Zielsetzungen an denen Initiativen laufen 
können) anknüpfend an die Anti-IWF-Kampagne: 
— Schulden streichen, Forderungen an Banken/IWF 
/Weltbank/Staaten 
— bedingungslose Entwicklungshilfe-Forderung an die Staaten 
— Verteilung von Agrarüberschüssen durch EG-Hilfen 
— Produktionen, die für die VÖlker wichtig sind in den 
Metropolen aufrechterhalten, z.B. Stahlindustrie 
— Offnung des europäischen Marktes für die Produkte des 
Trikonts 
— partnerschaftliche Zusammenarbeit zwischen Städten und 
Regionen von Nord und Süd; Unterstützung konkreter 
Projekte 
— Auflösung der Contra-Verbände und paramilitärischer 
Organisationen, Einstellung der finanziellen Unterstützung 
(z.B. Unita, Renamo) und keine Entwicklungsgelder an 
een wie z.B. El Salvador. Umleitung der Gelder an 
Hilfsorganisationen wie z.B. Medico International 


— Abrüstung sofort — verplante Gelder an den Trikont unter 
seiner Verfügung z.B. an Staatenzusammenschlüsse in Afrika, 
Amerika oder Gruppe der 70 


In der Demo zum San Jose-Gipfel, in der Anti-Shell- 
Kampagne und auch in der Mobilisierung zu Palästina (boy- 
kottiert „Israel“etc.) sehen wir Beispiele und konkrete Bestim- 
mungen, wie von uns aus ein gemeinsamer Kampf zum Aus- 
et gebracht werden kann. 

In dieser Auseinandersetzung brauchen wir die Diskussion 
auf allen Ebenen und über alle Grenzen hinweg, 

— mit Linken in der DDR, Osteuropa, um konkret sie zu for- 
dern eine internationalisitische Perspektive gegen ein neues 
„europäisches Haus“ zu setzen. 

— Mit den Völkern und ihren fortschrittlichen Organisatio- 
nen der sogenannten europäischen Kolonien, um mit ihnen 
gemeinsam ihre und unsere Souveränität gegen den EG-Bin- 
nenmarkt, die EG-Machtpolitik durchzusetzen. Die Völker 
der „europäischen Kolonien“ fordern die eigene Souveränität, 
Austritt aus der EG, Gleichberechtigung auf dem europäi- 
schen Markt. 

— Mit anderen internationalen Befreiungsbewegungen um zu 
erarbeiten, erfragen, was ihre Etappenziele sind und wie wir 
diese konkret weiterentwickeln können. 

— Mit Menschen aus dem Widerstand und anderen linken 
Gruppen in Westeuropa, um von innen gemeinsame Gegen- 
macht entwickeln zu können. 


% Freilassung von Thomas Kilpper! 


% Keine Nachfolgeverfahren und -verhaftungen! 


% Freilassung von Luiti Hornstein! 
% Gegen § 129a! 


x Zusammenlegung aller Gefangenen, die dafür kämpfen,in große Gruppen, sofort! 


% Freilassung der haftunfähigen Gefangenen! 


a tir Kommunikationsbedingungen mit den Gefangenen GenossInnen, 


wie wir sie brauchen! 


3% Liebe und Kraft den gefangenen kurdischen GenossInnen! 
Ë Solidayıta mit dem Hungerstreik der spanischen politischen Gefangenen 


r ıhre Wiederzusammenlegung 


vr Liebe Grüße an Gabi, Sven, Siggi und Stefan gegen die jetzt in Frankfurt der Prozeß 


begonnen hat. 


% Kommt zum Prozeß! Prozeßtermine: 

Plädoyer der Verteidigung: 3.5.90, 9.30 Uhr 

Schlußwort von Thomas: 10.5.90, Uhrzeit noch unklar! 
Urteil: 17.5.90, 9.30 Uhr 
Prozeßbunker Tannenstraße, 
„Ulmer Höh“. 

Achtet wegen der Prozeßtermine auf die Anzeige in der taz! 
Da kann sich immer wieder mal was ändern. 


Düsseldorf, Nähe 


% Kommt nach dem Prozeß ins ‚RED HOUSE; die Kneipe 
in der Kiefernstraße 35a! 


x Für die Unterstützung der 5 Gefangenen aus Düsseldorf 
brauchen wir viel Geld! Die hoffentlich zahlreichen Spenden 


können auf das Rechtshilfekonto — Kontonummer 
960 007 4706, Wüstenrot Bank AG Düsseldorf, 
BLZ 604 200 00, 


Stichwort: „DIE FÜNF“ — überwiesen werden. 


x Besonders wichtig sind auch Spenden für das Info zu 
Tommis Prozeß. Die 50 Pfennig, die es kostet, tragen bei 
weitem nicht die Produktionskosten. Es ist trotzdem so billig, 
um damit eine möglichst große LeserInnenschaft zu 
gewinnen. Wenn ihr also wollt, daß das Info weiterhin 
erscheinen, und wir nicht im finanziellen Ruin versinken 
sollen, spendet auch für das Info auf das Rechtshilfekonto. 
Stichwort: „PROZESSINFO*“ 


x Für Bestellungen könnt ihr euch vertrauensvoll an unsere 


Kontaktadresse wenden, die da lautet: 

lee Thomas, über infoladen, Kiefernstr. 15, 
4000Düsseldorf 

Dort könnt ihr auch Exemplare vorangegangener Prozeßinfos 
anfordern, sowie ne ganze Menge anderer Materialien zu dem 
ganzen Zusammenhang, soweit noch vorrätig, Am besten 
überweist ihr gleichzeitig die entsprechende Kohle auf das o.g. 
Rechtshilfekonto, Stichwort: „PROZESSINFO“. 


% Es gibt in Stuttgart eine Prozeßgruppe zum Prozeß gegen 
Luiti Hornstein. Kontakt über 

Bunte Hilfe, Prozeßgruppe Luiti Hornstein, Mörikestr. 69, 
7000 Stuttgart 1 


% Wir machen weiter an Veranstaltungen in anderen Städten 
mit. Wir fordern alle GenossInnen auf, an dieser Idee zu 
überlegen. Meldet euch bei uns! 


& Schreibt den Gefangenen! Luitgard Hornstein (noch 
Hamburg, während des Prozesses Stuttgart-Stammheim), Rico 
Prauss und Andrea Sievering (beide in Stuttgart-Stammheim) 
haben alle drei folgende Postadresse: 

Über OLG Stuttgart, Postfach 839, 7000.Stuttgart 

Christian Kluth erreicht ihr über JVA, Krümmede 3, 
4630 Bochum 

Tommis Postadresse lautet: 

Thomas Kilpper über OLG Düsseldorf, Cecilienallee 3, 4000 
Düsseldorf. 


Letzte Meldung ! 


am 264. forderte die BAW 
4 JAHRE u.6 Mon. Knast für 


THOMAS 


so lange Eigentum des Absenders, bis es dem Gefangenen 


Eigentumsvorbehalt: Nach diesem Eigentumsvorbehalt ist das Prozeßinfo 


ausgehändigt wird. „Zur-Habe-Nahme‘“ ist keine Aushändigung im Sinne des Vorbehalts. Wird das Info dem Gefangenen nicht persönlich 
ausgehändigt, ist es dem Absender mit dem Grund der Nichtaushändigung zurückzuschicken. 


